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Anlage C  
 
Anregungen zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 96 „Schasiepen“ im Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB 
sowie der Behördenbeteiligung nach § 4 (2) BauGB und der Beteiligung der Naturschutzverbände 
 
Nr. Stellenbezeichnung  Schreiben 

vom 
Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

1 Kreis Mettmann 
- Untere Wasserbehörde 
- Untere Bodenschutzbe-
hörde 
- Untere Immissions-
schutzbehörde 
- Liegenschaftsamt 
- Planungsamt 

30.09.2010 Untere Wasserbehörde: 
Es werden keine Anregungen oder Hinweise 
vorgetragen. 

- 

Untere Bodenschutzbehörde: 
Es werden keine Anregungen oder Hinweise 
vorgetragen. 

- 

Untere Immissionsschutzbehörde: 
Es wird angeregt, die durch die Bezirksregie-
rung geforderte Wiederholung der im Hinblick 
auf die ergangene Ordnungsverfügung des 
ehemaligen StUA aus dem Jahr 2005 durch-
zuführenden Überwachungsmessung, die im 
Jahr 2009 durchgeführt worden ist, bei der 
Planung zu berücksichtigen. 

Es wird mitgeteilt, dass dem Umweltamt aktu-
elle Beschwerden über tieffrequente Geräu-
sche und Erschütterungen vorliegen. Als Ein-
druck einer Ortsbesichtigung am 20.09.2010 
wird mitgeteilt, dass 
- aus der Produktion keine störenden Geräu-
sche nach außen drangen, 
- der Stapler- und Ladeverkehr vor dem 
Gebäude im Bereich des IO 2 zwar gut wahr-
nehmbar, bis auf Quietschgeräusche eines 

 
Die Überwachungsmessungen sind in der 
geforderten Weise wiederholt worden. Die 
Messergebnisse bestätigen, dass die 
Immissionswerte der Ordnungsverfügung 
eingehalten werden. Der Messbericht der 
Firma Müller bbm vom 14. April 2011 liegt vor. 

 
Nach Aussage der Firma Schüco lag zum 
Zeitpunkt der Betriebsbesichtigung eine 
Funktionsstörung an einem Silo vor, durch die 
Rüttelbewegungen des Fülltrichters auf das 
Gehäuse des Silos übertragen wurden. Diese 
Problematik ist inzwischen ebenfalls behoben. 

Obergrenzen für Staplergeräusche sind im 
Rahmen des Nachweises der für das festge-
setzte Gewerbegebiet geltenden Geräusch-
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Nr. Stellenbezeichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

Gabelstaplers nicht sehr laut und vordergrün-
dig gewesen seien  
- sowie die Silogeräusche beider Silostandorte 
(impuls- und tonhaltig) die Geräuschkulisse 
prägten und diese Geräusche störten. Es wird 
die Einschätzung geäußert, dass diese 
Geräusche den Aufenthalt außerhalb der 
Gebäude "verleiden" könnten, auch wenn die 
zulässigen Immissionsrichtwerte (IRW) ein-
gehalten würden. 
 
Es wird eine Prüfung angeregt, ob der Bereich 
der Straße "Zum Alten Güterbahnhof", der 
durch parkende Lkw in Anspruch genommen 
wird, mit in das Plangebiet und die Geräusch-
betrachtung einzubeziehen sei. 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

kontingentierung ausweislich der Ergebnisse 
der wiederholten Abnahmemessung ein-
zuhalten. 

 
 
 
 
 
 
 
Geräusche, die im Zuge der Nutzung öffent-
licher Straßen entstehen, können aus recht-
lichen Gründen grundsätzlich nicht durch eine 
städtebauliche Lärmkontingentierung erfasst 
werden. Da Auflagen zum Gebrauch 
öffentlicher Straßen im Bebauungsplan nicht 
festgesetzt werden können, kann gegen 
auftretende Ruhestörungen etwa durch 
Ladevorgänge auf öffentlichen Straßen aus-
schließlich ordnungsbehördlich vorgegangen 
werden. Insoweit gelten hierzu die Regelun-
gen in der dem Unternehmen erteilten Ord-
nungsverfügung aus dem Jahre 2005, welche 
von der Firma zu beachten sind. Sie hat 
umfassende Abhilfe wegen Belastungen 
aufgrund parkender LKW getroffen 
(Reduzierung der LKW-Anzahl durch den 
Einsatz einer eigenständig beauftragten 
Spedition, die Rohstoffe von einem eigenen 
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Nr. Stellenbezeichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

 

 

 

 

 

Es wird mitgeteilt, dass der Plan nicht den 
aktuellen Gebäudebestand darstelle. 

 

 

 
Im Hinblick auf die im Bebauungsplanentwurf 
vorgesehene Abwägung für zulässige 
Geräuschemissionen wird mitgeteilt, dass 
diese für einige Immissionsorte zu höheren 
Geräuschbelastungen führen, dabei jedoch 
gesunde Wohnverhältnisse gewahrt blieben. 
Es wird die Einschätzung ausgedrückt, dass 
möglicherweise der Abwägungsspielraum ein-
seitig zu Gunsten der Fa. Schüco PWS aus-
genutzt werde. Im Zusammenhang damit wird 
angeregt, "auf bilateraler Basis Maßnahmen 
zum passiven Schallschutz an den Wohnhäu-
sern und dessen Finanzierung durch die Fa. 

Gelände in Haan anliefert und fertige Produkte 
zur Zwischenlagerung dorthin zusammen-
gefasst abfährt; dadurch deutliche 
Reduzierungen der Zahl der An- und Abfahr-
ten; außerdem sind „Verhaltensregeln“ für die 
Fahrer von an der Straße „Am Alten Güter-
bahnhof“ parkenden LKW ergangen, die 
durchweg zu beachten sind.  
 
Die Plangrundlage der Bebauungsplan-
urkunde wurde von einem öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur erstellt und gibt den 
Stand des Zeitpunktes der Vermessungs-
aufnahme wieder. Soweit der Bestand 
fehlerhaft aufgenommen wurde, wird dieser 
ergänzt. 

Betreffend die durch den Bebauungsplan 
gesicherte Wahrung gesunder Wohnverhält-
nisse wird die Stellungnahme begrüßt. Eine 
einseitige Nutzung von Abwägungsspiel-
räumen zugunsten der Fa. Schüco PWS findet 
nicht statt. Vielmehr wird bei der Abwägung 
neben den für die Nachbarschaft unzweifelhaft 
bestehenden deutlichen Belastungen durch 
gewerbliche Lärmimmissionen auch berück-
sichtigt, dass seitens der Fa. Schüco PWS seit 
Ergehen der Ordnungsverfügung im Jahr 2005 
mit großem Investitionsaufwand erfolgreich 
erhebliche Anstrengungen zur Minderung von 
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Nr. Stellenbezeichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

Schüco zu vereinbaren." 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Es wird dargelegt, dass mit der Aufstellung 
des Bebauungsplans im Hinblick auf die Fest-
legung von Mischgebietswerten für den 
Tageszeitraum eine Erhöhung der in der Ord-
nungsverfügung festgelegten Immissions-
richtwerte für Zwecke der betrieblichen Ent-
wicklung in den Bebauungsplan 
aufgenommen werde und in die Abwägung für 
die Festlegung dieser Immissionsrichtwerte 
die Sanierungsmaßnahmen zur Umsetzung 
des Standes der Technik fortschrittlicher 
Lärmminderungsmaßnahmen einflössen. Im 

Schallimmissionen in der Umgebung ihres 
Werksgeländes getroffen worden sind. Bilate-
rale Vereinbarungen zur weiteren Verbesse-
rungen des Schallschutzes für die Anlieger 
werden durch die Stadt Haan unterstützt, 
soweit sie konkret zustandegebracht werden 
können, obwohl aus rechtlicher Sicht durch 
passive Schallschutzmaßnahmen kein Schutz 
vor Gewerbelärmeinwirkungen geleistet 
werden kann. Die Planungssicherheit für die 
Fa. Schüco PWS, welche im Hinblick auf die 
erforderliche Investitionssicherheit eine 
Voraussetzung für die seitens der Behörde 
angeregten Vereinbarungen ist, kann im recht-
lich erforderlichen Umfang ausschließlich 
durch die Aufstellung des Bebauungsplans für 
das Werksgelände erreicht werden. 

 
Die Einhaltung des Standes der Technik bei 
allen betrieblichen Lärmschutzmaßnahmen 
wird bei der vorliegenden Planung voraus-
gesetzt und fachgutachterlich bestätigt. Die 
Erforderlichkeit des Nachweises einer Einhal-
tung des Standes der Lärmminderungstechnik 
unabhängig von der im Bebauungsplan fest-
gesetzten Emissionskontingentierung, insbe-
sondere im Fall von Änderungen der vorhan-
denen Anlagen, sind von der Fa. Schüco PWS 
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Nr. Stellenbezeichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

Zusammenhang damit wird angemerkt, dass 
der Stand der Technik sich weiter entwickele 
und ggf. weitere Schallschutzmaßnahmen 
durch die Fa. Schüco PWS, unabhängig von 
der Einhaltung oder Überschreitung von 
Immissionsrichtwerten, erforderlich werden 
könnten. Bei der zukünftigen Erweiterung 
betrieblicher Einrichtungen, Anlagen oder 
Betriebsweisen sei daher die Einhaltung des 
Standes der Lärmminderungstechnik 
nachzuweisen. 

Hinsichtlich der Höhe und Anordnung der 
zulässigen Bebauung an der 
Plangebietsgrenze soll durch Gliederung und 
Abstufung sichergestellt werden, dass keine 
"erdrückende" optische Wirkung entsteht. 

zu beachten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eine "erdrückende" optische Wirkung von 
innerhalb des Baugebiets zulässigen Anlagen 
gegenüber der Nachbarschaft wird im Rahmen 
der vorliegenden Planung außer durch die 
Festsetzung einer Baumassenzahl durch die 
gesetzlichen Regelungen betreffend die ein-
zuhaltenden Abstandflächen gemäß § 6 BauO 
NRW vermieden. Danach ist gegenüber 
angrenzenden Wohnbaugrundstücken zur 
Ermittlung der einzuhaltenden Abstandflächen 
ein Faktor von 0,8 in Bezug auf die maßgeb-
liche Gebäudehöhe H anzuwenden. Eine 
Anlage, durch welche die zulässige Maximal-
höhe von 24 m ausgeschöpft wird, muss 
demnach mindestens 20 m von der Grenze 
eines benachbart gelegenen Wohnbaugrund-
stücks errichtet werden. Diese Abstände sind 
ausreichend, um keine optisch erdrückende 
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Nr. Stellenbezeichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

Wirkung entstehen zu lassen. 

Kreis Mettmann - Liegenschaftsamt 
Aus Sicht des vorbeugenden Brandschutzes 
werden keine Anregungen vorgetragen. 

- 

Kreis Mettmann – Untere Landschaftsbehörde 
Es werden keine Anregungen oder Hinweise 
vorgetragen. 

- 

Kreis Mettmann – Planungsrecht 
Es wird bestätigt, dass die Anregungen aus 
der Stellungnahme der Kreisverwaltung 
Mettmann vom 17.11.2009 in das 
städtebauliche Konzept eingearbeitet seien. 
Es wird um Mitteilung des 
Abwägungsergebnisses und Benachrichtigung 
über ein Inkrafttreten des Plans gebeten. 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Das Abwägungsergebnis wird 
mitgeteilt.  

2 Bezirksregierung 
Düsseldorf, Dezernat 22  
- Kampfmittelbeseitigung  

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

3 Bezirksregierung 
Düsseldorf, Dezernat 59 -
Luftverkehr-  

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

4 Bezirksreg. Düsseldorf 
- Immissionsschutz 
- Abfall- u. Wasserwirtsch. 
- Natur- und 
Landschaftsschutz 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 
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Nr. Stellenbezeichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

5 Geologischer Dienst 
NRW 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

6 Landesbetrieb Straßen,  
RN Rhein-Berg 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

7 Landesbetrieb Straßen, 
RN Rhein-Berg 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

8 Landesbetrieb Wald und 
Holz NRW 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

9 LVR Rheinisches Amt für 
Denkmalpflege 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

10 LVR Rheinisches Amt für 
Bodendenkmalpflege 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

11 Bergisch-Rheinischer 
Wasserverband (BRW) 

17.08.2010 Es werden keine Anregungen oder Hinweise 
vorgetragen. 

- 

12 Industrie- und 
Handelskammer (IHK) 

24.09.2010 Es wird mitgeteilt, dass die IHK mit der 
Planung einverstanden ist. 

Die Stellungnahme wird begrüßt. 

13 Einzelhandels- und 
Dienstleistungsverband 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

14 Handwerkskammer 
Düsseldorf 

28.09.2010 Es werden keine Anregungen oder Bedenken 
vorgebracht. 

- 

15 RWE Rhein-Ruhr 
Netzservice, Neuss 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

16 PLEdoc GmbH 16.09.2010 Es werden keine Anregungen oder Hinweise 
vorgetragen. 

- 

17 Deutsche Telekom AG - Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

18 ISH NRW GmbH - Es liegt keine Stellungnahme vor. - 
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Nr. Stellenbezeichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

19 Stadtwerke Haan - Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

20 Bezirksreg. Arnsberg, 
Bergbau und Energie in 
NRW 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

21 Verkehrsverbund Rhein-
Ruhr 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

22 Eisenbahn-Bundesamt, 
Außenstelle Köln 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

23 DB Services Immobilien 
GmbH 

27.08.2010 Es werden keine Anregungen oder Hinweise 
vorgetragen. 

- 

24 Busverkehr Rheinland 
GmbH (BVR) 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

26 Rheinbahn Düsseldorf 14.09.2010 Es wird auf die weitere Gültigkeit der 
Stellungnahme vom 11.11.2009 hingewiesen. 
In dieser werden keine Anregungen oder 
Bedenken vorgebracht. 

- 

27 Wehrbereichsverwaltung 
III 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

28 Polizeistation Haan - Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

29 Landwirtschaftskammer 
Rheinland 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

30 Erzbistum Köln - 
Generalvikariat 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

31 Katholische 
Kirchengemeinde Haan 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 



- 9 - 
 

T:\4__Bauleitplanung\BP096\SV-Satz\AnlageC_Tabelle.docx      Stand: 21. April 2011 
 

Nr. Stellenbezeichnung  Schreiben 
vom 
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32 Evangelisches 
Landeskirchenamt 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

33 Evangelische 
Kirchengemeinde Haan 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

34 Freie evangelische 
Gemeinde 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

35 Neuapostolische Kirche 
NRW 

16.09.2010 Es werden keine Anregungen oder Bedenken 
vorgebracht. 

- 

36 Neuapostolische Kirche 
Gemeinde Haan 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

37 Finanzamt Hilden - 
Bewertungsstelle 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

38 Stadt Wuppertal 01.09.2010 Es wird mitgeteilt, dass die Belange der Stadt 
Wuppertal durch die Planung nicht berührt 
sind. 

- 

39 Stadt Erkrath 15.09.2010 Es werden keine Anregungen oder Bedenken 
vorgebracht. 

- 

 
Naturschutzverbände - kein Träger öffentlicher Bela nge 
Nr. Stellenbezeichnung  Schreiben 

vom 
Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

40 Landesbüro der 
Naturschutzverbände 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 
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Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Nr. Name Schreiben 

vom 
Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

41 H. und H. J. 21.09.2010 In Bezug auf die städtebauliche Entwicklung 
des Bereichs Am Schasiepen im 20. 
Jahrhundert wird vorgetragen, dass im Umfeld 
des Plangebiets die Wohnbebauung 
Bauverein Haan Drosselweg, Adlerstraße, 
Diekermühlenstraße, Diekerhofstraße und die 
private Bebauung des Schasiepens bis auf 
das Wohnhaus Böttingerstraße 50 (heute: 
Zum Alten Güterbahnhof 2) 1963 und das 
Städtische Gymnasium Adlerstraße 1968 
abgeschlossen waren. Es wird ausgeführt, 
dass zu dieser Zeit am heutigen Standort der 
Schüco PWS an der Westgrenze ein große 
Holzlagerhalle mit Gleisanschluss und ein 
eingeschossiger Flachbau mit einer Wohnung 
(früher Büro) und einer Lagerhalle befanden, 
zwischen denen eine Wegeverbindung vom 
Hühnerbachtal zur Böttingerstraße und 
Flurstraße verlaufen sei. Eine Hobelmaschine 
habe sich zu dieser Zeit nicht im Anwesen 
befunden. Die Wegeverbindung sei seitens 
der Vorgänger der Schüco PWS geschlossen 
worden. Die in der Entwurfsbegründung 
enthaltene Darstellung, dass die 
Bebauungsstruktur in der Umgebung des 
heutigen Werksgeländes in den 1960er bis 
1980er Jahren fast vollständig überformt 
worden sei, wird bestritten. 

Die Hinweise  werden  zur Kenntnis 
genommen.  Für die Planung ergeben sich 
keine Konsequenzen.  Die Hinweise sind im 
Rahmen der erfolgten redaktionellen 
Überarbeitung der Begründung angemessen 
berücksichtigt.  
Punkt 1.1 der Begründung beinhaltet in der 
Fassung des Entwurfs zur öffentlichen 
Auslegung, wie in der Fassung zur Beratung 
und Beschlussfassung über den 
Satzungsbeschluss die Aussage, dass die Fa. 
Schüco PWS in Haan auf eine über 
100jährige Geschichte zurückblickt und seit 
mehreren Jahrzehnten an ihrem jetzigen 
Standort ansässig ist. Diese Darstellung wird 
beibehalten. Die Fa. Carl Schnicks, aus der 
die heutige Fa. Schüco PWS hervorgegangen 
ist, wurde im Jahr 1904 in Haan als 
holzverarbeitender Betrieb gegründet, in dem 
u.a. Leisten und Holzprofile hergestellt 
wurden. In den 1920er Jahren war ein 
Gelände an der Wagnerstraße in der Nähe 
des Bahnhofs Haan Hauptsitz des Betriebs. 
Die Anlagen Am Schasiepen wurden aufgrund 
des dort vorhandenen Gleisanschlusses bis in 
die 1950er Jahre entwickelt.  
Die in Punkt 6.3.2.2 der Begründung 
enthaltene Darstellung zur Entstehung der 
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vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemengelage Am Schasiepen wird unter 
Berücksichtigung der durch die Einwänder 
gegebenen Informationen redaktionell wie 
folgt neu gefasst: 
• Das Plangebiet und sein Umfeld waren im 

19. Jahrhundert durch die 
landwirtschaftlichen Siedlung "Schasiepen" 
geprägt, die in die beiden Häusergruppen 
"Oben-Schasiepen" nördlich der 
Diekerstraße und östlich der heutigen 
Diekerhofstraße und "Unten-Schasiepen" 
entlang der heutigen Straße "Am 
Schasiepen" gegliedert war. Von dieser 
alten Bebauung ist heute lediglich das Haus 
Am Schasiepen 8/9 erhalten.  

• Der heutige Standort Haan der Schüco 
PWS GmbH & Co. KG ist hervorgegangen 
aus dem dort bereits in den 1950er Jahren 
langjährig bestehenden Betriebsgelände 
(Holzlager) eines im Jahre 1904 in Haan 
gegründeten Hobelwerks (Fa. Carl 
Schnicks). Die gewerbliche Nutzung an 
diesem Standort wurde seit den 1950er 
Jahren in mehreren Zwischenschritten auf 
den heute vorhandenen Bestand ausgebaut.  

• Im Bereich Am Schasiepen befanden und 
befinden sich außer dem Betriebsgelände 
der Fa. Schüco weitere gewerblich bzw. 
gemischt genutzte Flächen. Das heute 
brachliegende Grundstück im Eckbereich 
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Dieker Straße / Zum Alten Güterbahnhof 
war bis in die 1990er Jahre gewerblich 
genutzt. Dies gilt auch für das ehemalige 
"Kleingewerbegebiet" der Fa. Fondermann, 
das um das Jahr 2000 herum für 
Wohnzwecke (Reihenhausbebauung Am 
Schasiepen) umgenutzt wurde. Das 
Grundstück Dieker Straße 5 weist auch 
heute noch eine gewerbliche Prägung auf.  

• Die Wohnbebauung an der Diekerhofstraße 
südlich der Einmündung Am Schasiepen ist 
vor 1960 als geschlossene Siedlungsanlage 
angelegt worden.  

• Die heute vorhandene, südlich und östlich 
an das Werksgelände angrenzende 
Wohnbebauung ist (bis auf die beiden 
verbliebenen älteren Gebäude "Am 
Schasiepen 6a" und "Am Schasiepen 8/9") 
bis 1960 neu errichtet worden. Davon 
ausgenommen sind das Wohnhaus Zum 
Alten Güterbahnhof 2 (1963), das 
Städtische Gymnasium Adlerstraße (1968) 
und die Reihenhausgruppen Am 
Schasiepen 14a – 18 und 20 – 24 (ca. 
2001). 

• Die Wohnbebauung westlich des 
Werksgeländes der Firma Schnicks (jenseits 
der Bahntrasse) stammt ebenfalls 
überwiegend aus neuerer Zeit (nach dem 
Zweiten Weltkrieg), geht in ihren 
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Betreffend die Straßen und Wege im Bereich 
Am Schasiepen wird nach dem Verbleib der 
ehemaligen Wegeverbindung zwischen dem 
Holzlager und dem neben diesem gelegenen 
Flachbau der damaligen Fa. Carl Schnicks 
zwischen dem Hühnerbachtal und der Straße 
Zum Alten Güterbahnhof gefragt.  

 

 

 

Des Weiteren wird vorgetragen, dass der jetzt 
vorhandene Weg zwischen der Straße Zum 
Alten Güterbahnhof und dem nördlichen Teil 
der Straße Am Schasiepen bereits seit über 
110 Jahren existiere. Er sei wegen durch Lkw-
Verkehr verursachter Gebäudeschäden für 
den motorisierten Verkehr gesperrt worden. 
Gegen eine weitere Nutzung des Weges 
durch Radfahrer und Fußgänger sei nichts 
einzuwenden. Aus der Vergangenheit seit 
1960 sei den Einwändern kein Wegeunfall 
bekannt. 
 

Ursprüngen aber auch zurück auf die 
Erschließung des Gebietes zu Beginn des 
20. Jahrhunderts. 

Eine Wegeverbindung zwischen der Straße 
Zum Alten Güterbahnhof und dem 
Hühnerbachtal besteht über vorhandene 
Wegeverbindung in Richtung des 
Gymnasiums Adlerstraße und einen von der 
Diekerhofstraße zur Diekermühle reichenden 
Weg. Soweit eine direkte Verbindung parallel 
zu der Eisenbahntrasse bestanden hat, ist 
diese nie öffentlich-rechtlich oder 
privatrechtlich gesichert gewesen und konnte 
daher von den Grundstückseigentümern 
geschlossen werden. 

Der jetzt vorhandene Weg, dessen 
Grundstücksflächen sich zu unterschiedlichen 
Anteilen im Eigentum der Stadt Haan, der Fa. 
Schüco PWS und eines weiteren Anliegers 
befinden, teilt das Werksgelände der Fa. 
Schüco PWS in einen Hauptteil mit 
Produktionsanlagen im Norden sowie einen 
insbesondere als Lagerfläche genutzten Teil 
im Süden. Dies bedingt, dass die für den 
allgemeinen Verkehr genutzte 
Wegeverbindung durch werksinternen Verkehr 
gekreuzt wird. Auch wenn bislang keine 
schwerwiegenden Unfälle aufgetreten sein 
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Die Einwänder geben an, dass ihrer Meinung 
nach durch die geplante Umlegung des Wegs 
an den Rand des Betriebsgeländes die 
Gefährdung der Benutzer bei Erreichen der 
Straße Zum Alten Güterbahnhof erhöht werde, 
zumal keine Vorschläge über die 
Gefährdungsminderung auf der Straße Zum 
Alten Güterbahnhof bis zur Brücke Dieker 
Straße gemacht würden. In der Begründung 
des Bebauungsplans würden trotz der bei 
Vollauslastung der Produktion zu erwartenden 
Zunahme des Lkw-Verkehrs keine Angaben 
zur Verkehrssicherheit auf dieser Straße 
gemacht. 

Es wird gefragt, wieso ein Versorgungs- und 
Rettungsweg für die Anlieger nicht mehr 
benötigt werde und wieso die derzeitige 
Wegeverbindung bisher unfallfrei genutzt 
habe werden können. Des Weiteren wird 
gefragt, wieso "eine 110jährige 
Wegeverbindung nach dem derzeitigen Stand 
nicht dem Baurecht" entspreche. 
 
 

mögen, ist es äußerst dringlich, eine möglichst 
weitgehende Entflechtung von Werksverkehr 
und öffentlichem Verkehr vorzunehmen, bevor 
ein solcher Unfall passiert.  

Da der Weg zukünftig auch das Werksgelände 
und die angrenzende Wohnbebauung 
räumlich voneinander trennen soll, ist dessen 
Verlegung auch die Voraussetzung für die 
Realisierung einer von vielen Anliegern 
gewünschten sicheren und dabei gestalterisch 
möglichst hochwertigen Einfriedung des 
Werksgeländes – ggf. auch unter 
Einbeziehung von Schallschutzanlagen. Zur 
Versorgung und als Rettungsweg für 
Anliegergrundstücke werden weder der 
vorhandene noch der geplante neue Weg 
benötigt. 

 
Betreffend die Einmündung des verlegten 
Weges auf die Straße Zum Alten 
Güterbahnhof wird darauf hingewiesen, dass 
in diesem Bereich eine Aufweitung des 
Straßenraums vorgesehen und Gegenstand 
der Bebauungsplanaufstellung ist, durch die 
schlechte Sichtverhältnissen wirksam 
vermieden werden können. Die hierfür 
benötigten Flächen stehen derzeit im 
Eigentum der Fa. Schüco PWS und sollen der 
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Es wird die Vermutung geäußert, dass durch 
die geplante Umlegung des Wegs eine zweite 
Zufahrt zum Betriebsgelände der Fa. Schüco 
PWS vorbereitet werden solle. 

 
 
 
 
 
Es wird bemängelt, dass durch die Aufstellung 
des Bebauungsplans für das Anwesen 
Diekermühle 1/2 ausschließlich für den 
gewerblichen Bedarf Bauwerke mit einer Höhe 
von bis zu 24 m errichtet werden dürften. 

Stadt Haan als öffentliche Verkehrsflächen 
überlassen werden. Die erforderlichen 
"Sichtdreiecke" zur Vermeidung von 
Gefährdungssituationen können auf diesen 
nachgewiesen werden. 
Die Wahrung der Verkehrssicherheit auf der 
Straße Zum Alten Güterbahnhof ist Aufgabe 
der zuständigen Behörden bei der Stadt Haan 
als Straßenbaulastträgerin, nicht aber 
Gegenstand der Bebauungsplanaufstellung. 
Anhaltspunkte dafür, dass aufgrund der 
Verkehrssituation die Erschließung des 
Plangebiets insbesondere für den 
gewerblichen Verkehr nicht gegeben sei, 
liegen nicht vor. 

Die Einrichtung einer zweiten Zufahrt für das 
Gelände der Fa. Schüco PWS ist nicht 
vorgesehen. Der Weg ist im Bebauungsplan 
als "verkehrsberuhigter Bereich" festgesetzt 
und wird in der Örtlichkeit entsprechend 
ausgeschildert. Hiermit ist eine Befahrung mit 
Kfz von über 3,5 t zulässigen Gesamtgewichts 
ausgeschlossen. 

 
Die Zulassung ausschließlich von 
gewerblichen Nutzungen dient insbesondere 
der Vorbeugung neuer Nutzungskonflikte 
zwischen gewerblichen und sonstigen 
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Dabei wird die Auffassung geäußert, dass das 
Anwesen innerhalb eines Landschafts-
schutzgesetzes liege. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Im Hinblick auf das Erfordernis der Planung 
wird vorgetragen, dass aufgrund der 
Tatsache, dass die Gemengelage im Bereich 
des Plangebiets ohne die Aufstellung eines 
Bebauungsplans entstehen konnte, dieser 
nicht aufgestellt werden solle. Der 
Bebauungsplan berücksichtige einzig die 
Interessen der Fa. Schüco PWS. Durch die 
Aufstellung des Bebauungsplans würden für 
die Zukunft Einspruchsmöglichkeiten für die 
Anlieger – auch in Bezug auf die Errichtung 
neuer Anlagen – unterlaufen. Mit der Planung 

Nutzungen wie z.B. Wohnen. Die zulässige 
Maximalhöhe von 24 m kann nur durch 
einzelne Anlagenteile ausgenutzt werden, die, 
wie z.B. Silos, aus technischen Gründen 
aufrecht stehend errichtet werden müssen. 
Eine "flächendeckende" Bebauung mit derartig 
hohen Gewerbeanlagen ist durch die 
Festsetzung der Baumassenzahl 10 
ausgeschlossen, die das zulässige 
Bauvolumen auf einem Grundstück in Bezug 
auf seine Flächengröße beschreibt 
(Grundfläche [m²] x BMZ = zulässiges 
Bauvolumen [m³]). 

Das Grundstück Diekermühle 1/2 ist nicht Teil 
des Landschaftsschutzgebiets. Dieses beginnt 
erst nördlich des Weges "Diekermühle". 

Die nunmehr vorliegende Planung ist 
erforderlich, um zu einer Steuerung der 
Gebietsentwicklung anhand eines 
planerischen Gesamtkonzeptes gelangen zu 
können. Danach wird insbesondere die 
Geräuschsituation für die Anwohnerschaft 
gegenüber den Gegebenheiten in der 
Vergangenheit erheblich verbessert. Auf diese 
Weise wird deutlich mehr an Rechtssicherheit 
erreicht.  

Durch die Aufstellung eines Bebauungsplans 
und die darin zu führende städtebauliche 
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würden "jetzt schon" höhere Geräusch-
immissionen festgeschrieben, wobei die Ein-
haltung entsprechend der Ordnungsverfügung 
des Regierungspräsidenten bis heute nicht 
nachgewiesen worden sei. Mit der Aufstellung 
des Bebauungsplans würden Versäumnisse 
aus der Vergangenheit zementiert. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gesamtabwägung öffentlicher und privater 
Belange gegen- und untereinander gibt der 
Rat der Stadt allen potentiell zuständigen 
Genehmigungsbehörden – z.B. der Bauauf-
sichtsbehörde – einen gemeinsam verbind-
lichen, auf einem abgestimmten Gesamt-
konzept beruhenden Rahmen für deren 
Einzelentscheidungen vor. Rechtspositionen 
der Anwohner bleiben erhalten und werden 
vollumfänglich gewahrt.  

Der Rechtsweg steht im gesetzlich 
vorgesehenen Rahmen erforderlichenfalls 
weiterhin offen.  

Inhaltlich knüpft die Planung an den 
vorhandenen Bestand an; entsprechend den 
formulierten Planungszielen der Stadt sollen 
u.a. der vorhandene Gewerbestandort Am 
Schasiepen erhalten bleiben und gleichzeitig 
die angrenzende Wohnbebauung vor nicht 
hinzunehmenden Gewerbegeräuschimmissi- 
onen geschützt werden. Das in der Planung 
enthaltene Gesamtkonzept verlangt einerseits 
von der Fa. Schüco PWS erhebliche 
Anstrengungen zur Lärmminderung sowie 
sonstige Aufwendungen, etwa im 
Zusammenhang mit der beabsichtigten 
Wegeverlegung, andererseits von den 
Anliegern aber auch die Hinnahme von 
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Im Zusammenhang mit der rechtlichen 
Bewertung der vorliegenden Gemengelage 
wird auf ein Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts verwiesen (Az. 4 
C 20.94 = ZfBR 1995, 316) hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Geräuschimmissionen, die leicht oberhalb 
derjenigen liegen, die nach den einschlägigen 
Richtwerten ansonsten innerhalb eines 
entsprechend nach der Baunutzungs- 
verordnung eingestuften Gebietes infolge der 
vorhandenen Gemengelage zu akzeptieren 
sind. Das ist erforderlich, um den 
Unternehmen an dieser Stelle einen 
angemessenen Betrieb des Werkes 
zukunftsgerichtet zu ermöglichen. Für 
grundsätzlich andere Lösungen bestehen 
derzeit weder aus technischer noch in 
wirtschaftlicher Sicht.  

Das angesprochene Urteil lag bei der 
Erstellung des vorliegenden Bebauungsplanes 
vor. In dem Urteil wird bestätigt, dass selbst 
dann, wenn – anders als hier – ein 
Nutzungskonflikt unrechtmäßig (das heißt, auf 
der Basis einer hier nicht gegebenen 
rechtswidrig ergangenen Genehmigung – 
vorliegend wurden Genehmigungen stets 
rechtmäßig erteilt) entstanden ist, hieraus 
Beschränkungen für eine durch den 
Bebauungsplan ansonsten vorgesehene 
Grundstücksnutzung entstehen können. Eine 
insoweit vergleichbare Situation besteht hier 
nicht. Allerdings enthält das Urteil Passagen, 
die für das vorliegende Verfahren von 



- 19 - 
 

T:\4__Bauleitplanung\BP096\SV-Satz\AnlageC_Tabelle.docx      Stand: 21. April 2011 
 

Nr. Name Schreiben 
vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bedeutung sein können: 

Liegt das Baugrundstück in einem 
allgemeinen Wohngebiet, in dem die 
Gemeinde die Errichtung von 
Gewerbebetrieben nicht überhaupt 
ausgeschlossen hat, oder in der 
Nachbarschaft eines Gebiets, in dem dem 
Schutz des Wohnens ein geringerer 
Stellenwert zukommt, so ist der Eigentümer 
situationsbedingt nicht in demselben Maße 
schutzwürdig wie er es in einem gegen 
gewerbliche Nutzungen vollständig 
abgeschirmten Gebiet wäre. Ein solches 
baurechtlich zulässiges Nebeneinander von 
Wohnen und gewerblicher Betätigung schlägt 
sich nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts bei der 
Festlegung der Zumutbarkeitsgrenze in der 
Bildung eines Mittelwerts nieder […] (a.a.O, 
Abs. 22)" 

Des Weiteren wird in dem Urteil ausgeführt, 
dass Vorbelastungen durch Gewerbelärm zu 
einer Minderung des Schutzanspruchs einer 
davon betroffenen Wohnbebauung führen 
können: 
Auch faktische Vorbelastungen können dazu 
führen, daß die Pflicht zur gegenseitigen 
Rücksichtnahme sich vermindert und 
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Es wird die Einschätzung mitgeteilt, dass der 
Betrieb der Fa. Schüco PWS "unverträglich" 
sei. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Des Weiteren wird anhand von Auszügen aus 
dem Begründungstext die Frage aufgeworfen, 

Beeinträchtigungen in weitergehendem Maße 
zumutbar sind, als sie sonst in dem 
betreffenden Baugebiet hinzunehmen wären 
[…] (a.a.O., Abs. 23). 

Betreffend die behauptete "Unverträglichkeit" 
des Betriebs der Fa. Schüco PWS wird darauf 
hingewiesen, dass diese bereits nach dem 
Wortsinn nicht einseitig auf Seiten des 
Betriebs liegen kann, sondern eine 
wechselseitige Rücksichtnahmepflicht 
zwischen zwei verschiedenen Nutzungen 
besteht, z.B. zwischen einem gewerblichen 
Betrieb, dessen Tätigkeit durch die 
Nachbarschaft von Wohnnutzungen 
beschränkt wird, und Wohngebäuden, bei 
denen Störungen durch Gewerbelärm 
auftreten. Im vorliegenden Fall verbleiben 
nach den erfolgten Verbesserungen des 
Immissionsschutzes keine rechtlich nicht 
hinzunehmenden Unverträglichkeiten 
zwischen gewerblichen Nutzungen und dem 
Wohnen mehr (der Gewerbebetrieb neben 
den vorhandenen Wohnnutzungen ist als 
solcher zulässig). Gegen evtl. Störwirkungen 
ist im Rahmen des vorliegenden 
Bebauungsplans so weit wie möglich und 
vertretbar Vorsorge getroffen. 

Die Frage, ob die gewerblichen oder die 
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"welche der unverträglichen Nutzungen [= 
Wohnen und Gewerbe] zuerst verwirklicht 
worden ist." Des Weiteren wird nach der 
Ursache für die Entstehung der Gemengelage 
gefragt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wohnnutzungen am Standort "zuerst" 
entstanden ist, kann nach mehr als 50 Jahren 
nicht mehr vollkommen zweifelsfrei 
entschieden werden. Allerdings weist 
Entscheidendes darauf hin, dass der Bereich 
Zum Alten Güterbahnhof in der Zeit der 
Errichtung des Hauses der Einwänder eine 
deutliche gewerbliche Prägung aufwies, die 
nicht allein durch die Anlagen der damaligen 
Fa. Carl Schnicks, sondern auch die 
gewerblich genutzten Flächen östlich des 
Grundstücks Zum Alten Güterbahnhof 2 
(heutige Reihenhausbebauung Am 
Schasiepen) sowie die zu einem wesentlichen 
Anteil gewerblich genutzten Flächen an der 
Diekerstraße mitbestimmt gewesen ist. Im 
weiteren Zeitverlauf bis zum Erlass der 
Ordnungsverfügung 2005 hat offensichtlich 
einerseits eine Intensivierung der 
gewerblichen Nutzung im Bereich des 
heutigen Geländes der Fa. Schüco PWS 
stattgefunden, aber auch eine Ausweitung der 
Wohnbebauung - in diesem Bereich etwa 
durch die Errichtung der besagten 
Reihenhäuser auf zuvor gewerblich genutzten 
Flächen. Vor diesem Hintergrund wurde bei 
der Aufstellung des Bebauungsplans 
zutreffend von einer historisch gewachsenen 
Gemengelage zwischen Wohn- und 
Gewerbenutzungen ausgegangen, in der zur 
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Es wird ein in der in der Entwurfsbegründung 
enthaltener Auszug betreffend ein Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts zitiert: 

"Dass bei der Ausweisung neuer Baugebiete 
die Grenzen einer gerechten Abwägung in der 
Regel überschritten seien, wenn 
Wohnnutzung auch am Rande des Gebietes 
zugelassen wird, obwohl dort die 
Orientierungswerte um 10 dB(A) und mehr 
überschritten werden, folgt daraus nicht." Im 
vorliegenden Fall sei Gewerbenutzung im 
Wohngebiet zugelassen worden. Es wird die 
Frage formuliert, inwieweit vorliegend von 
einem neuen Baugebiet für das Wohnen die 
Rede sei. 

 
 
 
 
 
 
 
 

städtebaulichen Bewältigung des 
vorhandenen Konflikts außer Beschränkungen 
der gewerblichen Nutzungen auch eine 
höhere Lärmverträglichkeit der Wohnnutzung 
vorauszusetzen ist. 

Das (ungenau) wiedergegebene Zitat aus dem 
Abschnitt 6.3.1 e) der Entwurfsbegründung 
bezieht sich auf ein Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtes betreffend die 
Anwendung der Orientierungswerte der DIN 
18005 "Schallschutz im Städtebau" im 
Rahmen der Bauleitplanung. Die zitierte 
Passage ist in der Begründung enthalten, um 
allgemein zu verdeutlichen, dass diese 
Orientierungswerte auf dem Weg der 
städtebaulichen Gesamtabwägung im 
Rahmen der Aufstellung eines 
Bebauungsplans überwunden werden dürfen, 
wenn hierfür hinreichende Gründe bestehen. 
Im vorliegenden Fall ist auch nicht die 
Schaffung eines Wohngebiets vorgesehen. 
Eine Zulassung von Gewerbe in einem 
Wohngebiet ist im Hinblick auf die historisch 
gewachsene Gemengelage vor Ort weder in 
der Vergangenheit erfolgt noch soll sie mit 
dem vorliegenden Bebauungsplan vorbereitet 
werden, da das hier ansässige Gewerbe 
(Betrieb der Fa. Schüco PWS) – ebenso wie 
die vorhandenen Wohnnutzungen – bereits 
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Unter Bezug auf die in der Ent-
wurfsbegründung enthaltenen Ausführungen 
zu einer gegenseitigen Pflicht zur 
Rücksichtnahme wird angeführt, "dass die 
gewachsenen Verhältnisse speziell für den 
Bebauungsplan 96 Schasiepen total auf den 
Kopf gestellt" würden und auch aus diesem 
Grund die Aufstellung des Bebauungsplans 
abzulehnen sei. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

langjährig zulässig und zugelassen sind.  

Die gegenseitige Pflicht zur Rücksichtnahme 
ist durch das Bundesverwaltungsgericht 
mehrfach, so auch in dem durch die 
Einwänder zitierten Urteil, selbst für den Fall 
bestätigt worden, dass ein Konflikt durch das 
Heranrücken eines Betriebes an ein längst 
bestehendes Wohnhaus ausgelöst worden ist: 

In der Rechtsprechung des Senats ist 
anerkannt, daß der Bestandsschutz, den eine 
Nutzung genießt, Bestandteil der Situation ist, 
in die das Grundstück und seine Umgebung 
hineingestellt sind […]. In bezug auf etwaige 
mit der Nutzung verbundene 
Beeinträchtigungen wirkt er nach der einen 
Seite als Situationsberechtigung, nach der 
anderen als Situationsbelastung. […] Die 
Klägerin muß es deshalb als 
schutzmindernden Umstand hinnehmen, daß 
ihr Grundstück aufgrund der baurechtlichen 
Zulassung eines emissionsträchtigen Betriebs 
auf dem Nachbargrundstück einer erheblichen 
Situationsbelastung unterliegt. (a.a.O., Abs. 
23) 

Im vorliegenden Fall unterliegt die gewerbliche 
Nutzung des Grundstücks der Fa. Schüco 
PWS ohne Zweifel einem Bestandsschutz, der 
auch im Zuge der Ordnungsverfügung gegen 
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In Bezug auf die Abschnitte 6.3.2.5 bis 6.3 der 
Entwurfsbegründung wird geäußert, dass in 
diesen "mit viel Text dargelegt" werde, dass 
bei Vollauslastung des Betriebs die 
Geräuschimmissionswerte überschritten 
würden und für die Anlieger "gar nicht so 
schlimm wären" 

 
 
 
 
 
 

Betreffend die überbaubaren Grundstücks-
flächen und die zulässigen Gebäudehöhen 
wird eine Begründung dafür gefordert, dass 
die umliegenden Anlieger eine Überbauung 
des Geländes mit hohen baulichen Anlagen 
(24 m) zu tolerieren hätten. 

 

das Vorgängerunternehmen nicht ange-
zweifelt worden ist. Vor diesem Hintergrund 
wird den Einwändern durch die Bebauungs-
planaufstellung nicht erstmals die Pflicht zur 
Rücksichtnahme auferlegt, sondern diese 
lediglich im Hinblick auf ihren Umfang näher 
bestimmt. 

In den benannten Abschnitten der 
Begründung wird dargelegt, dass bei weiteren 
Produktionsausweitungen am Standort durch 
den zunehmenden Liefer- und Abfuhrverkehr 
Überschreitungen der Immissionsobergrenzen 
der Ordnungsverfügung aus 2005 bis hin zu 
den Immissionsrichtwerden für Mischgebiete 
zu erwarten sind. An den weiter entfernt 
liegenden Immissionsorten würden dann die 
Immissionsrichtwerte für allgemeine 
Wohngebiete ebenfalls um 2 dB(A) zur Tag- 
und Nachtzeit überschritten. Ungesunde 
Wohnverhältnisse entstehen hierdurch in 
keinem Fall.  

Mit der Bebauungsplanaufstellung soll eine 
Arrondierung des Werkstandorts vorbereitet 
werden, durch die in dem Fall einer 
Erweiterung des Gewerbegebiets um das 
Grundstück Diekermühle 1/2 sowie der 
Durchführung der geplanten Wegeverlegung 
auch eine aus schalltechnischer Sicht 
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Es wird darauf hingewiesen, dass das Haus 
Am Schasiepen 8/9 Teil des Gewerbegebiets 
werden und abgerissen werden soll. 
 
 
 

optimierte Anordnung von Anlagen auf dem 
Gelände erfolgen kann. Die hieraus im 
Einzelnen dann resultierenden technischen 
Anforderungen sind noch nicht Gegenstand 
der vorliegenden Bauleitplanung, sondern erst 
zu gegebener Zeit in nachfolgenden 
Baugenehmigungsverfahren verbindlich zu 
verankern. In der Planung ist daher keine auf 
Teilbereiche des Grundstücks bezogene 
Staffelung von überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie zulässigen 
Gebäudehöhen enthalten. Durch die 
Festsetzung der Baumassenzahl (BMZ) 10 
wird eine unangemessene bauliche 
Verdichtung des Betriebsgeländes wirksam 
ausgeschlossen. Belange der Nachbarschaft 
im Hinblick auf die Anordnung von baulichen 
Anlagen auf dem Betriebsgrundstück werden 
darüber hinaus auch durch die im 
Baugenehmigungsverfahren nachzuweisende 
Einhaltung bauordnungsrechtlicher 
Anforderungen, insbesondere im Hinblick auf 
einzuhaltende Abstandflächen, gewahrt.  

Das Haus befindet sich im Eigentum der Fa. 
Schüco PWS und wird nicht für Wohnzwecke 
genutzt. Es kann abgerissen werden, sobald 
die geplante Wegeverlegung realisiert wird. Im 
Hinblick auf die schallschützende Wirkung des 
Hauses für die gegenüberliegende 
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Nr. Name Schreiben 
vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

 
 
 
 
 

Es wird gefragt, welche Behörde seit 2005 die 
Einhaltung der Werte entsprechend der 
Ordnungsverfügung wahrgenommen hat und 
wo dies dokumentiert sei. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Rat wird gebeten, der Aufstellung des 
Bebauungsplans nicht zuzustimmen. Soweit 
der Rat der Umlegung des Weges zustimmen 
will, bitten die Einwänder, diese Abstimmung 
namentlich durchzuführen.  

Es wird angeführt, dass der Bebauungsplan 
die vorhandene Siedlungsbebauung nicht 

Wohnbebauung sind in jedem Fall die 
Festsetzungen des Bebauungsplans zur 
Geräuschkontingentierung einzuhalten. 

 

Die Zuständigkeit zur Überwachung lag 
zunächst bei Staatlichen Umweltamt 
Düsseldorf, nach dessen Auflösung dann 
beim Kreis Mettmann (Untere Immis-
sionsschutz-behörde). Offizielle Überwa-
chungsmessungen wurden 2009 durchgeführt, 
auf deren Grundlage Nachbesserungen an 
Anlagenteilen durchgeführt worden sind. Eine 
Wiederholung der Überwachungsmessung ist 
2010 auf Veranlassung der Bezirksregierung 
Düsseldorf erfolgt. Darüber hinaus geht die 
Untere Immissionsschutzbehörde laufend 
etwaigen Nachbarbeschwerden nach. Das 
Erfordernis erneuter Verfügungen gegen die 
Fa. Schüco PWS ergab sich dabei nicht. 
 

Die Beschlussfassung erfolgt durch 
Abstimmung in öffentlicher Sitzung (§11 Abs. 
6 der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt 
Haan). Hiermit wird der Bitte inhaltlich 
weitestgehend entsprochen. 

Kosten für die Instandhaltung von 
vorhandenen öffentlichen Straßen stehen 
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vom 

Inhalt  Ergebnis der Prüfung  

beachte und den Grundbesitz der 
Alteigentümer entwerte. Der Bebauungsplan 
sei allein zum wirtschaftlichen Vorteil der Fa. 
Schüco PWS. Die Kosten für die 
Ausbesserung der Straße Zum Alten 
Güterbahnhof aufgrund der Nutzung durch 
Lkw sollten ausgewiesen werden. Es wird 
gefordert darzulegen, um wie viel nutzbare 
Quadratmeter das Gewerbegebiet durch die 
Inanspruchnahme bislang öffentlicher Flächen 
vergrößert werde. Die Abgabe von Flächen für 
den neuen Weg sei "Augenwischerei", da die 
betreffenden Flächen jetzt schon und auch 
später nicht genutzt werden dürften. 
 
 
 
 
 
 
 

Im Zusammenhang mit der Aussage des 
Bürgermeisters, die auch in der 
Entwurfsbegründung enthalten sei, dass im 
Fall einer ausbleibenden Zustimmung zum 
Bebauungsplan eine Abwanderung der Fa. 
Schüco PWS nicht ausgeschlossen werden 
könne, wird gefragt, ob (1) dies nicht 
"Erpressung" sei und (2) welche 

nicht im Zusammenhang mit der Aufstellung 
des Bebauungsplans, zumal durch diesen 
lediglich ein Rahmen für die zulässigen 
Geräuschemissionen einer ansonsten bereits 
jetzt zulässigen gewerblichen Nutzung gesetzt 
wird. 

Eine Vergrößerung der Gewerbeflächen 
zulasten öffentlicher Flächen erfolgt durch die 
Wegeverlegung nicht, zumal Teile der 
heutigen Wegeverbindung im Eigentum der 
Fa. Schüco PWS stehen. 

Die Verlegung des Wegs ist aus 
städtebaulichen Gründen sinnvoll, da sie 
einerseits eine funktionale Entflechtung von 
öffentlichen Verkehr und Werksverkehr erlaubt 
und andererseits der Weg räumliche Distanz 
zwischen gewerblichen Tätigkeiten und 
privaten Wohnnutzungen schafft, die heute 
teilweise unmittelbar aneinander grenzen. 

Die Stadt Haan ist an einer langfristigen 
Sicherung ihrer gewerblichen Standorte und 
insbesondere an einem Erhalt der in der Stadt 
gelegenen Arbeitsplätze interessiert. Dass 
jede Firma bei ihren Standortentscheidungen 
berücksichtigt, ob sie ihre Unternehmensziele 
am betreffenden Ort verwirklichen kann, kann 
vorausgesetzt werden. Die Stadt geht 
selbstverständlich davon aus, dass die Fa. 
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Zugeständnisse die Stadt Haan der Fa. 
Schüco PWS schon gemacht habe, "um den 
Standort Haan nicht zu verlassen". 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einwänder tragen vor, dass ihnen schon 
Ende der 90er Jahre des letzten Jahrhunderts 
aus unterschiedlichen Quellen die Information 
zuteil geworden sei, dass die Fa. Schüco 
PWS Haan im Zusammenhang mit Neubauten 
in Weißenfels und Österreich verlassen 
werde. 

Schüco PWS dann, wenn weitere 
Produktivitätssteigerungen am Standort durch 
den Bebauungsplan ausgeschlossen werden, 
eine Verlagerung von Teilen der Produktion 
oder des gesamten Werks an andere 
Standorte in Erwägung ziehen wird. Der 
vorliegende Bebauungsplanentwurf ist 
erarbeitet worden, um die städtebaurechtliche 
Wettbewerbsfähig- 
keit des Standorts Haan und die künftige 
Präsenz von Schüco PWS in Haan langfristig 
zu sichern.  

Die Stadt Haan schließt nicht aus, dass solche 
Gerüchte seinerzeit im Umlauf waren; jedoch 
können sich hierdurch keine Bindungen für die 
städtische Bauleitplanung ergeben. Eine 
Verfügungsgewalt über das Eigentum privater 
Dritter – hier der Fa. Schüco PWS – kommt 
weder der Stadt noch den Einwändern zu. 

42 A. W. 29.09.2010 Die Einwänderin zitiert Passagen aus der 
Begründung des Bebauungsplans betreffend 
die Führung des zukünftigen Weges am Rand 
des Plangebiets und angrenzend an das 
Grundstück der Einwänderin. Darin heißt es 
u.a.  
Darüber hinaus soll durch die vorstehend 
erläuterte Festsetzung für den bestehenden 
schmalen Fußweg, welcher derzeit über die 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  In der 
Planzeichnung des Bebauungsplanentwurfs 
ist im Umfeld des Grundstücks der 
Einwänderin die Fläche des geplanten Weges 
ausschließlich auf Grundstücken eingetragen, 
die im Eigentum der Fa. Schüco PWS stehen. 
Eine Inanspruchnahme des Grundstücks der 
Einwänderin für diese Wegeverbindung war zu 
keinem Zeitpunkt beabsichtigt. Sie ist auch 
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Grundstücke Am Schasiepen 6 und Am 
Schasiepen 6a führt und im Augenblick als 
Abkürzung von den weiter südlich liegenden 
Wohngebäuden zur Diekerhofstraße und 
weiter zum städtischen Gymnasium dient, eine 
bessere Nutzbarkeit erreicht werden, indem 
dieser verbreitert und und für den auf diese 
Grundstücke bezogenen Anliegerverkehr 
geöffnet wird. (Ziff. 6.7 der 
Entwurfsbegründung) 
Die Einwänderin erläutert, dass der 
vorhandene Fußweg östlich des Hauses Am 
Schasiepen 8 als Notweg für dieses 
offenzuhalten gewesen sei und Teil ihres 
Grundstücks sei. Sie äußert Einwendungen 
gegen die Verbreiterung des vorhandenen 
Weges auf ihrem Grundstück und bittet, auf 
diese Maßnahme zu verzichten und die 
betreffenden Passagen der Begründung zu 
streichen.  

jetzt nicht geplant. Auch ist kein Anschluss 
des umgelegten Weges an den südlichen 
Abschnitt der Straße Am Schasiepen 
vorgesehen, da dieser über private 
Grundstücksflächen führt. Der betreffende 
Abschnitt der Begründung ist ersatzlos 
gestrichen worden.  
 
Die Ausführung des Weges ist nicht 
Gegenstand der Bebauungsplanung, sondern 
der diesbezüglich zu treffenden 
Abstimmungen zwischen der Fa. Schüco PWS 
und der Stadt Haan. Er wird durch die Fa. 
Schüco hergestellt und der Stadt nach seiner 
Fertigstellung kostenfrei übertragen. Durch die 
in dem Bebauungsplan enthaltene Geräusch-
kontingentierung werden die maximalen 
Schallimmissionen für die Anlieger 
festgeschrieben. 

43 U. W. 30.09.2010 
(Eingang) 

Der Einwänder erläutert, dass der vorhandene 
Fußweg östlich des Hauses Am Schasiepen 8 
als Notweg für dieses offenzuhalten gewesen 
sei und Teil des Grundstücks der Familie 
Wittelsbürger sei. Der Einwänder äußert 
Einwendungen gegen die Verbreiterung des 
vorhandenen Weges dem Grundstück und 
fordert, die Passagen betreffend eine 
Verbreiterung des heutigen Weges vor Haus 

Der Stellungnahme wird gefolgt . In der 
Planzeichnung des Bebauungsplans ist im 
Umfeld des Grundstücks der Familie des 
Einwänders die Fläche des geplanten Weges 
ausschließlich auf Grundstücken eingetragen, 
die im Eigentum der Fa. Schüco PWS stehen. 
Eine Inanspruchnahme des Grundstücks der 
Familie des Einwänders für diese 
Wegeverbindung war zu keinem Zeitpunkt 
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Nr. 8 aus der Begründung zu streichen. 
 

 
Es wird im Zusammenhang mit der geplanten 
Wegeverlegung die Errichtung einer 
"Abtrennung" des Weges vom Grundstück Am 
Schasiepen 6 gefordert. Durch diese werde 
auch eine "bedeutende Schallreduktion" für 
alle Anlieger östlich des Schasiepen 6 und 6a 
an der Diekerhofstraße erreicht. Im Hinblick 
auf die Gestaltung der Abtrennung werden 
Absprachen mit den Anliegern gefordert. Es 
wird gefordert, dass Schüco die durch die 
Anlage entstehenden Kosten als Verursacher 
der Planung übernehmen solle. 

beabsichtigt. Sie ist es auch jetzt nicht. Der 
betreffende Abschnitt der Begründung wurde 
ersatzlos gestrichen. 

Im Zuge der Anlage des neuen Weges 
beabsichtigt die Firma Schüco PWS ihr 
Gelände neu einzufrieden. Zur Begrenzung 
der Schallemissionen sind im Bebauungsplan 
ausreichende Festsetzungen (Geräusch-
kontingentierung) getroffen, so dass es keiner 
weiteren Festsetzung zur Gestaltung von 
Einfriedigungen bedarf. 
Das Grundstück "am Schasiepen Nr. 6" gehört 
nicht zum Geltungsbereich des 
Bebauungsplans. Fragen zu auf dem 
Grundstück vorhandenen Wegen und deren 
Anbindung im weiteren Wegesystem sind 
deshalb außerhalb dieser Bauleitplanung zu 
lösen und können auch gelöst werden. 
Deshalb besteht kein Erfordernis, den 
Bebauungsplan auf dieses Grundstück und 
weitere Grundstücke auszudehnen. 
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44 N. P. 29.09.2010 Es wird die Einschätzung mitgeteilt, dass 
"der Bodenwert der benachbarten 
Grundstücke im vorderen bebauten Bereich 
=> 35m" wegen des benachbarten 
Industriebetriebs um ca. 40 € gefallen sei. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 

 

 

Der Einwänder schlägt folgende Maßnahmen 
zur Verbesserung der Situation vor: 
1.: Mit der Deutsche Bahn AG solle ein 
Freistellungsverfahren begonnen werden, 
um dann bessere Schallschutzmaßnahmen 
zu entwickeln. Die Bewohner der oberen 
Flurstraße und der Sedanstraße würden 
gewinnen. Ebenfalls bestünde dann die 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Für die Planung ergeben sich 
keine Konsequenzen.   
Die behaupteten Veränderungen der 
Bodenwerte können im Rahmen der 
Bauleitplanung seitens der Stadt weder in der 
genannten Höhe noch im Hinblick auf eine 
Zunahme der gewerblichen Tätigkeit im 
Nahbereich der möglicherweise betroffenen 
Grundstücke bestätigt werden. Der 
Bodenrichtwert lag von 2007 bis 2009 bei 220 
€, ab 2010 bei 225 € (www.boris.nrw.de). 
Insbesondere der Erlass der 
Ordnungsverfügung 2005 bewirkte eine 
signifikante Reduzierung der von dem 
Gewerbebetrieb der Fa. Schüco PWS 
ausgehenden Schallimmissionen.  
Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass 
die Veränderung von Bodenrichtwerten kein 
städtebaulicher Belang ist. Im Rahmen der von 
ihr angestrebten städtebaulichen Ordnung und 
Entwicklung bestimmt gerade die 
Bauleitplanung die Entwicklung der 
Bodenrichtwerte.  

Die Stadt Haan unterstützt die Forderung nach 
einem verbesserten Schutz vor Schienen-
verkehrslärm in den stark betroffenen 
Bereichen "Am Schasiepen" und im Bereich 
obere Flurstraße / Sedanstraße auch im 
Rahmen der Lärmaktionsplanung. Die 
Verlängerung des Fuß- und Radweges an der 
Straße Zum Alten Güterbahnhof bis zur 
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Möglichkeit einen Fuß- und Radweg an der 
Straße Zum Alten Güterbahnhof zu bauen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.: Parallel zu dem geplanten Fuß- und 
Radweg neben den Wohnparzellen 230 und 
88 (Zum Alten Güterbahnhof 2 und Am 
Schasiepen 12) müsse zur Reduzierung des 
Geräuschpegels ein Erdwall aufgeschüttet 
und bepflanzt werden. Der Erdwall solle eine 
Höhe von ca. vier bis fünf Meter haben, 
gemessen vom Höhenniveau der Firma 
Schüco. 
 
                                                                                               

 
 

3.: Der durch die Wohngebäude Am 
Schasiepen 8 und 9 gewährleistete gute 
Lärmschutz entfalle nach deren Abriss. Die 
Bewohner der Häuser Am Schasiepen 4, 5, 6 
und 6a würden dadurch zusätzlich belastet. 
Die Geräusche würden dann bis zur 
Diekerhofstr. intensiver. An dieser Stelle 

Einmündung des verlegten Weges in Richtung 
Am Schasiepen kann derzeit nicht realisiert 
werden, da die Flächen nicht im Eigentum der 
Stadt sind und keine Finanzmittel zur 
Verfügung stehen. Sie ist für die vorliegende 
Planung nicht erforderlich, da in die 
Verkehrssituation im Bereich der Straße Zum 
Alten Güterbahnhof durch diese nicht 
eingegriffen wird.  

Ein Erdwall in der geforderten Höhe würde an 
der Basis über eine Breite von mindestens ca. 
11 – 13 m verfügen, die zusätzlich zu den 
Flächen des verlegten Weges für das 
Betriebsgelände der Fa. Schüco PWS verloren 
gingen. Dies würde die Nutzbarkeit der 
verbleibenden Flächen substantiell 
beeinträchtigen. Anstelle eines Erdwalls sollen 
gegen die genannten Grundstücke andere 
geeignete Einfriedungen des Werksgeländes 
realisiert werden. Im Übrigen wird durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplans eine 
Geräuschkontingentierung vorgenommen, die 
es dem Unternehmen ermöglicht, geeignete 
Maßnahmen vorzunehmen. 

Die Wahrung der Belange des Lärmschutzes 
der infolge eines Abrisses des Hauses Am 
Schasiepen 8/9 potentiell durch erhöhte 
Lärmimmissionen betroffenen Anlieger wird 
durch die im Bebauungsplanentwurf 
vorgesehene Emissionskontingentierung 
sichergestellt. Diese verpflichtet die Fa. Schüco 
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helfe ebenfalls nur eine Erdaufschüttung mit 
anschließender Bepflanzung. 

 
 
4: Die Firma Schüco habe ein 
Parkplatzproblem. Es wird vorgetragen, dass 
diverse Mitarbeiter der Fa. Schüco PWS ihre 
Fahrzeuge auf der Diekerhofstraße, der 
Diekermühlenstraße, der Straße Zum Alten 
Güterbahnhof und auf dem Parkplatz des 
benachbarten Baumarktes parkten. Aus 
Sicht des Einwänders biete sich der Bau 
eines Parkhauses mit ca. drei Parkdecks auf 
dem Firmengelände in Verlängerung des 
Flurstücks 143 an. Das vorhandene 
Transformatorenhäuschen ließe sich dort 
integrieren und würde bis zum bepflanzten 
Erdwall reichen. Die Fa. Schüco würde 
hierdurch besonders profitieren, da (a) bei 
weiteren Bodenversiegelungen wäre eine 
Ausgleichsfläche vorhanden wäre, (b) der 
optisch grüne Rahmen förderlich für das 
Betriebsklima wäre und (c) "lästige 
Beschwerdebriefe und -telefonate […] dann 
der Vergangenheit" angehörten.  

5.: Das angrenzende Kleingewerbegebiet 
(ehemalig Fondermann) sei vor ca. zehn 
Jahren teilweise mit Wohnbebauung 
umgenutzt worden. Um im Gebiet Am 
Schasiepen Planungssicherheit zu erlangen, 
solle auch hier ein Bebauungsplan erstellt 

PWS dazu, durch geeignete bauliche oder 
betriebliche Maßnahmen die Einhaltung 
bestimmter Lärmimmissionswerte in der 
Nachbarschaft sicherzustellen.  

Die Vorschläge werden an die Fa. Schüco PWS 
weitergegeben. Stellplatzbedarf und 
Stellplatzverpflichtung werden in den 
nachfolgenden bauaufsichtlichen Verfahren 
geprüft und geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Für das Gebiet westlich der Straße "Am 
Schasiepen" besteht kein Erfordernis, einen 
Bebauungsplan aufzustellen. Dies gilt 
insbesondere nach der Reaktivierung der 
Gewerbefläche auf dem Grundstück der 
früheren Firma "Fondermann". Vorhaben in 
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werden. Dieser solle die 
Reihenhausbebauung auf dem alten 
Fondermann-Grundstück, die Grundstücke 
des ganzen "Am Schasiepen" sowie das 
hintere Gebiet der Diekerhofstr. umfassen. 
Das relativ große Gartenland, welches für 
den Bauverein sehr pflegeintensiv sei, könne 
durch eine Reihenhausbebauung und 
Integration von Gartenland aus den 
Grundstücken Am Schasiepen 2, 3, 4, 5, 6 
und 6a errichtet werden. Nutznießer seien 
der Bauverein und die Eigner im unteren 
Bereich "Am Schasiepen". Die teilweise 
verwirrenden Grundstücksgrenzen würde 
man durch Tausch regeln können, um eine 
saubere Wegeführung zwischen den beiden 
Sackgassen "Am Schasiepen" zu sichern. 
Das Straßenvolumen lasse es jedoch nicht 
zu, hierüber einen Zugang der Fa. Schüco 
PWS zu ermöglichen. Die angedachten 
Reihenhäuser benötigten KFZ-Abstellplätze, 
die sich im erwähnten Parkhaus nachweisen 
ließen.  

dem Gebiet werden nach § 34 BauGB beurteilt 
(im Zusammenhang bebauter Ortsteil). Eine 
weiter gehende Baulandentwicklung im Block-
Innenbereich von Diekerhofstraße, Dieker 
Straße, Am Schasiepen ist nicht Gegenstand 
und Ziel des Bebauungsplans Nr. 96. Die 
Anregung wird zur Kenntnis genommen. Ein 
Erfordernis, für den Bereich einen 
Bebauungsplan aufzustellen, fehlt zurzeit.  

45 Rechtsanwalt Christian 
Schwarz-Schier, für H. 
K., S. K. und U. S. 

29.09.2010 1. Der Rechtsanwalt erklärt, dass Frau H. K. 
Eigentümerin des Grundstücks Am Scha-
siepen 6a sei, das unmittelbar außerhalb des 
zukünftigen Bebauungsplangebiets liegt und 
an das Gebiet angrenzt sowie das Frau K. 
und Frau S. in dem dort befindlichen Haus 
wohnen.  

2. Der Bebauungsplan Nr. 96 weise 

Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
Auswirkungen auf die Planung bestehen nicht. 

 
 
 
 
 
Die Bebauungsplanaufstellung dient der 
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unmittelbar nördlich des Grundstücks seiner 
Mandantin ein ausgedehntes Gewerbegebiet 
aus, in dem derzeit der Betrieb der Firma 
Schüco PWS GmbH & Co. KG ansässig Ist. 
Dieser Betrieb habe sich aus einem zunächst 
handwerklichen Betrieb entwickelt, ohne 
dass die durch diese Entwicklung 
ausgelösten städtebaulichen Konflikte 
bedacht oder gelöst worden wären. Der 
vorliegende Entwurf des Bebauungsplans 
berücksichtige diese Entwicklung nur 
unzureichend und führe dazu, dass das 
außerhalb des Betriebsgeländes befindliche 
Wohngebiet mit seiner reinen Wohnnutzung 
unzumutbaren Lärmimmissionen ausgesetzt 
sei.  
 
 
 
 

3. Der Bebauungsplanentwurf berücksichtige 
ferner nicht, dass von dem Gewerbegebiet 
andere Immissionen (aus Fütterungen – red. 
Anm.: gemeint sind wohl „Erschütterungen“ – 
oder luftverunreinigenden Immissionen sowie 
Gerüche) ausgehen könnten, die in der 
Nachbarschaft unzumutbar seien. Zum Teil 
sei dies bereits jetzt der Fall. Der 
Bebauungsplan enthalte keine Regelungen, 
die insoweit entstehenden Konflikte zu lösen. 

 

städtebaulichen Bewältigung der im Bereich 
des Plangebiets vorhandenen Nutzungs-
konflikte zwischen gewerblichen und Wohn-
nutzungen. Bis in die jüngste Zeit hinein ist 
offensichtlich einerseits eine Intensivierung der 
gewerblichen Nutzung im Bereich des heutigen 
Geländes der Fa. Schüco PWS erfolgt, aber es 
ist auch eine Ausweitung der Wohnbebauung 
im Bereich Am Schasiepen etwa durch die 
Errichtung der dort vorhandenen Reihenhäuser 
auf zuvor gewerblich genutzten Flächen erfolgt. 
Vor diesem Hintergrund wurde bei der 
Aufstellung des Bebauungsplans von einer 
historisch gewachsenen Gemengelage 
zwischen Wohn- und Gewerbenutzungen 
ausgegangen, in der zur städtebaulichen 
Bewältigung des vorhandenen Konflikts außer 
Beschränkungen der gewerblichen Nutzungen 
auch eine höhere Lärmverträglichkeit der 
Wohnnutzung vorauszusetzen ist. 

Sonstige Immissionen aus gewerblicher 
Tätigkeit, etwa durch Gerüche, stehen 
vorliegend konkret nicht in Rede. Sie bedürfen 
im gegebenen Fall auch keiner 
bauleitplanerischen Bewältigung, sondern 
können im Bedarfsfall in 
Baugenehmigungsverfahren gelöst werden. 
Insoweit ist der Aufgabenbereich der 
Umweltbehörde des Kreises bzw. der 
Bezirksregierung betroffen.  

Eine aufgetretene Vibration und daraus 
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4. Unklar sei darüber hinaus, welche 
Konsequenzen die neue Wegeverbindung für 
die Mandanten des Anwalts habe. Dazu 
werden Passagen aus der Entwurfs-
begründung betreffend die vorhandene 
Wegebeziehung östlich des Hauses Am 
Schasiepen 8/9 zitiert. Zu den darin 
beschriebenen örtlichen Verhältnissen wird 
mitgeteilt, dass derzeit ein schmaler 
Trampelpfad bestehe, der über das 
Grundstück der Mandanten des Anwalts 
führe und den diese z. Zt. duldeten. Seine 
Mandanten seien nicht bereit, diesen 
Zustand weiter zu dulden, sobald die im 
Bebauungsplan vorgesehene neue 
Wegverbindung bestehe, da deren 
Grundstück durch diesen Trampelpfad in 
seiner Nutzbarkeit eingeschränkt werde. 
Darüber hinaus sei eine diesen betreffende 
Regelung auch nicht möglich, da das 
Grundstück und somit dieser "wilde" Fußweg 
außerhalb des Plangebiets lägen und die 
insoweit in der Begründung enthaltenen 
Ausführungen fehlerhaft seien. 

resultierende Erschütterungen wurden zum 
Jahrenswechsel 2010/2011 beseitigt. Konkrete 
Anhaltspunkte für das Vorliegen anderer 
Störungen sind der Stadt Haan im Rahmen der 
Bebauungsplanaufstellung weder von den 
zuständigen Behörden noch den Anliegern des 
Plangebiets mitgeteilt worden. 

Die vorhandene Wegeverbindung auf dem 
Grundstück der Mandanten des Anwalts ist 
nicht Gegenstand der vorliegenden Bebau-
ungsplanaufstellung. In der Planzeichnung des 
Bebauungsplanentwurfs ist im Umfeld dieses 
Grundstücks die Fläche des geplanten Weges 
ausschließlich auf Grundstücken eingetragen, 
die im Eigentum der Fa. Schüco PWS stehen. 
Eine Inanspruchnahme des Grundstücks der 
Mandanten des Anwalts für diese 
Wegeverbindung war zu keinem Zeitpunkt 
beabsichtigt. Auch ist kein Anschluss des 
umgelegten Weges an den südlichen Abschnitt 
der Straße Am Schasiepen vorgesehen, da 
dieser über private Grundstücksflächen führen 
würde. Der betreffende Abschnitt der 
Begründung wird ersatzlos gestrichen.  
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Der Anwalt erklärt, die Einwendungen 
zunächst vorsorglich zu erheben. Er behalte 
sich vor, diese später zu konkretisieren. 

 

45 S. und U. Z. 24.09.2010 Die Einwänder tragen vor, dass ihnen schon 
im Jahr 2000 vor dem Kauf ihres 
Grundstücks seitens des Bauamts der Stadt 
Haan mitgeteilt worden sei, dass es dort 
"sehr ruhig" werden würde und "die Firma 
[…] da weg" käme.  Auf der 
Informationsveranstaltung 2009 habe man 
erfahren, dass der Bebauungsplan 96 "schon 
seit einigen Jahren vorher bestand". Seit 
dem sei das Werk immer größer und lauter 
geworden. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Für die Planung ergeben sich 
keine Konsequenzen.  Eine Verfügungsgewalt 
über das Eigentum privater Dritter – hier der Fa. 
Schüco PWS – kommt weder der Stadt noch 
den Einwändern zu. Soweit dennoch Mitarbeiter 
der Stadt informell ihren Kenntnisstand 
betreffend Entwicklungsabsichten für bestimmte 
Grundstücke abgegeben haben sollten, können 
sich hierdurch keine Bindungen für die 
städtische Bauleitplanung ergeben. 

Die Stadt Haan bereitet seit geraumer Zeit die 
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 96 zur 
städtebaurechtlichen Regelung der vor Ort 
gegebenen Immissionskonflikte vor, durch den 
die von dem Werk ausgehenden 
Geräuschimmissionen beschränkt werden 
sollen. Dieses Verfahren ist bislang nicht 
abgeschlossen. Infolge einer 2005 ergangenen 
Ordnungsverfügung gegen die damalige Fa. 
Carl Schnicks konnten bereits vor Abschluss 
des Bebauungsplanaufstellungsverfahrens 
infolge des Neubaus großer Teile der dort 
vorhandenen Anlagen deutliche Minderung der 
von dem Werksstandort ausgehenden 
Geräuschimmissionen erreicht werden.  

Der jetzt vorhandene Weg teilt das 
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Die Einwänder geben an, dass die 
Begründung nicht nachvollziehbar sei, dass 
der neue Weg zum Gymnasium sicherer sein 
solle als der vorhandene. Dieser werde von 
ca. 25 Schülern morgens zwischen 7.30 Uhr 
bis 8.30 Uhr und mittags zwischen 13.00 Uhr 

Werksgelände der Fa. Schüco PWS in einen 
Hauptteil mit Produktionsanlagen im Norden 
sowie einen insbesondere als Lagerfläche 
genutzten Teil im Süden. Dies bedingt, dass die 
für den allgemeinen Verkehr genutzte 
Wegeverbindung durch werksinternen Verkehr 
gekreuzt wird. Auch wenn bislang keine 
schwerwiegenden Unfälle aufgetreten sind, 
verlangt es das Vorsorgeprinzip, eine möglichst 
weitgehende Entflechtung von Werksverkehr 
und öffentlichem Verkehr vorzunehmen, bevor 
ein solcher Unfall passiert. Betreffend die 
Einmündung des verlegten Weges auf die 
Straße Zum Alten Güterbahnhof wird darauf 
hingewiesen, dass in diesem Bereich eine 
Aufweitung des Straßenraums vorgesehen und 
Gegenstand der Bebauungsplanaufstellung ist, 
durch die schlechte Sichtverhältnissen wirksam 
vermieden werden können. Die hierfür 
benötigten Flächen stehen derzeit im Eigentum 
der Fa. Schüco PWS und sollen der Stadt Haan 
als öffentliche Verkehrsflächen überlassen 
werden. Die erforderlichen "Sichtdreiecke" zur 
Vermeidung von Gefährdungssituationen 
können auf diesen nachgewiesen werden. 

Die Wahrung der Verkehrssicherheit auf der 
Straße Zum Alten Güterbahnhof ist Aufgabe der 
zuständigen Behörden bei der Stadt Haan als 
Straßenbaulastträgerin, nicht aber Gegenstand 
der Bebauungsplanaufstellung. Anhaltspunkte 
dafür, dass aufgrund der Verkehrssituation die 
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bis 14.00 Uhr benutzt. Und in all den Jahren 
sei noch nie ein Unfall mit Schülern 
geschehen. Der neue Weg binde in einem 
Winkel von ca. 90° an die Straße Zum Alten 
Güterbahnhof zwischen parkenden und an- 
und abfahrenden Lastwagen an. Wenn sich 
auf der Straße Am alten Güterbahnhof zwei 
Lastwagen begegnen, passe kein Fahrrad 
mehr dazwischen. Die Fahrbahn sei auch für 
den Schwerlastverkehr jetzt schon nicht 
geeignet.  
 

Die Einwänder erklären, dass die Fa. Schüco 
PWS in der Vergangenheit den Lärm zu 
deren Grundstück durch das Umsetzen eines 
Bürocontainers schon erheblich erhöht habe. 
Es seien keine anderen Lärmschutz-
maßnahmen dafür errichtet worden. 

 

 

 

Die Einwänder teilen ihre Auffassung mit, 
nach der es bei ihnen "durch noch mehr 
Verkehrsaufkommen unzumutbar laut" 
werde. Es gebe bereits jetzt Belastungen 
durch Piep-Signale rückwärts einparkender 
Lastwagen. Nach Aussage der Einwänder 
parken 15 Lkw und einige Silozüge am Tag 

Erschließung des Plangebiets insbesondere für 
den gewerblichen Verkehr nicht gegeben sei, 
liegen nicht vor. 

 
 

 

 

 

Die Wahrung der Belange des Lärmschutzes 
der möglicherweise infolge der Umsetzung 
eines Bürocontainers auf dem Betriebsgelände 
durch erhöhte Lärmimmissionen betroffenen 
Einwänder wird durch die im Bebauungsplan 
vorgesehene Emissionskontingentierung 
sichergestellt. Diese verpflichtet die Fa. Schüco 
PWS dazu, durch geeignete bauliche oder 
betriebliche Maßnahmen die Einhaltung von im 
Rahmen der Bebauungsplanaufstellung 
bestimmten Lärmimmissionswerten in der 
Nachbarschaft sicherzustellen.  

Gewerbliche Geräuschemissionen, etwa durch 
Ladevorgänge und Staplerbewegungen, die 
dem Betrieb der Anlagen der Fa. Schüco PWS 
unmittelbar zugeordnet werden können, sind 
durch die in dem Bebauungsplan enthaltene 
Geräuschkontingentierung wirksam begrenzt. 
Die festgesetzten Kontingente sind nach den 
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"piepsend" ein. Die Fahrer würfen ihre 
Bracken beim Aufplanen aus 2 -3 Metern 
Höhe auf den Asphalt. Die erlaubten 
Betriebszeiten würden jetzt schon oft 
überschritten. Der Stapler Verkehr würde um 
ein vielfaches mehr werden. Die Einwänder 
seien auch der Lärm aus der Produktion 
betroffen. Sie bemängeln, dass in dem 
Gutachten zum Bebauungsplan keine 
Schallmessungen für das Haus Am 
Schasiepen 5 angegeben seien. Dieses 
Haus liege etwas höher und bekomme 
"anderen Lärm durch die Fa. Schüco ab". Es 
wird gefordert, auch das Haus Am Alten 
Güterbahnhof 2 als unmittelbaren Anlieger in 
die Betrachtung einzubeziehen.  

Die Einwänder bemängeln des Weiteren, 
dass der Bebauungsplanentwurf keine 
Aussage über die Wegerechte enthalte, die 
auf dem Gelände lägen. 

 
 
Es wird nach den für die Anlieger 
entstehenden Kosten für die Instandhaltung 
des umgelegten Weges gefragt. Des 
Weiteren wird gefragt, welche privaten 
Grundstücke für die Umlegung des Weges in 
Anspruch genommen werden sollen und ob 
die Werksangehörigen diesen Anliegerweg 
auch benutzen werden. 

Erkenntnissen der Schallgutachter, die sich im 
Rahmen der Aufstellung des vorliegenden 
Bebauungsplans sowie auch der Überwachung 
der Einhaltung der Ordnungsverfügung des 
damaligen Staatlichen Umweltamtes mit der 
vorliegend gegebenen Situation befasst haben, 
ausreichend für den Betrieb der Fa. Schüco 
PWS. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bekannte Leitungsrechte sind in die 
Bebauungsplanzeichnung eingetragen. 
Vorhandene Wegerechte sollen nach der 
vorgesehenen Verlegung des Weges an den 
Rand des Plangebiets und dessen Widmung 
als öffentlicher Verkehrsfläche entfallen. 

Es werden ausschließlich private 
Grundstücksflächen, zumeist im Eigentum der 
Firma Schüco PWS, für die Schaffung der 
neuen Wegeverbindungen in Anspruch 
genommen werden, die anschließend in die 
Baulast der Stadt Haan übereignet werden. Das 
Werksgelände soll gegenüber dem neuen Weg 
eingefriedet werden; eine Nutzung des Weges 
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Es wird gefordert, dass vor einem Beschluss 
des Bebauungsplans "alle Unklarheiten 
beseitigt" und der Abschluss des Verfahrens 
gegen die Ordnungsverfügung aus 2005 
abgewartet werden solle. 

Es wird angeführt, dass das Gelände für den 
Werksstandort der Fa. Schüco PWS 
ungeeignet sei. 

 

für den Werksverkehr ist nicht vorgesehen.  

Zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses sind 
alle für die Planung erforderlichen Sachverhalte 
bekannt. 
 
 
 
Die Stadt Haan hat keine Anhaltspunkte für 
eine fehlende Eignung des Plangebiets für den 
dort seit Jahrzehnten bestehenden 
Werkstandort der heutigen Fa. Schüco PWS. 

46 H. und S. K., U. S. 30.09.2010 Die Einwänderin U.S weist darauf hin, dass 
sie seit ihrer Geburt in ihrem Elternhaus lebe 
und dass zu diesem Zeitpunkt die heutige 
Firma Schüco aus einer einzigen Halle mit 
einem kleinen Lagerplatz direkt an der 
Eisenbahn (nördlich des heutigen Weges) 
bestanden habe. Der Verlauf der 
Entwicklung am Standort sei bei Bedarf über 
mehrere Jahrzehnte fotografisch zu belegen. 
Die Einwänder geben an, dass die Firma 
Schüco PWS GmbH & Co KG im Laufe der 
Jahre stetig gewachsen sei und 
dementsprechend auch immer mehr Lärm 
emittiert habe. Zunächst habe sich dies in 
einem noch akzeptablen Rahmen gehalten. 
In den letzten ca. 10 - 15 Jahren sei die 
Firma überproportional gewachsen. Die 
Produktionssteigerungen hätten zur Folge, 
dass die Lärmimmissionen einen Umfang 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Der Stellungnahme wird 
teilweise gefolgt. Die Änderung von 
Festsetzungen ist nicht erforderlich.  

In der Bebauungsplanbegründung ist die 
Siedlungsgeschichte im Bereich Schasiepen 
ausführlich dokumentiert. Ein Widerspruch zu 
den Darlegungen der Einwänder ergibt sich 
diesbezüglich nicht. 
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erreichten, der nicht mehr zuträglich 
gewesen sei. Aufgrund dessen hätten die 
Einwänder mit dem Staatlichen Umweltamt 
Kontakt aufgenommen, was letztendlich 
dann zu der bekannten Ordnungs-Vfg 33-Ku 
vom 29.11.05 (im weiteren Text als "Ord-
Vfg." bezeichnet) an die Firma Carl Schnicks 
GmbH & Co. KG (jetzt Firma Schüco PWS 
GmbH & Co KG, im weiteren als "Fa. Schüco 
PWS" bezeichnet) führte. Zu diesem 
Zeitpunkt sei es nach dem damaligen 
technischen Stand nicht mehr möglich 
gewesen, die Lärmimmissionen auf die in 
allen bis dahin ergangenen 
Baugenehmigungen erteilten Werte von 55 
dB tags/40 dB nachts herunterzufahren.  

"Aufgrund dieser sogenannten Gemengela-
ge" würden dann die Werte erhöht auf 58 dB 
tags/45 dB nachts. Es wird mitgeteilt, dass 
gegen diese Ord-Vfg durch die Einwänder 
Widerspruch eingelegt worden sei (Das 
Widerspruchsschreiben liegt der 
Stellungnahme als Anlagen 1 und 2 bei).  

 
 
 
 
Über diesen Widerspruch sei bis heute nicht 
entschieden worden, obwohl gemäß der Ord-
Vfg der zeitliche Ablauf der auferlegten 
Maßnahmen und die Durchführungskontrolle 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Begriff der Gemengelage bezeichnet nicht 
die festgestellte Überschreitung der in 
Genehmigungen festgelegten Emissions-
obergrenzen für einen Betrieb, sondern eine 
städtebauliche Situation, in der Wohn- und 
Gewerbenutzung baulich miteinander 
verflochten sind, so dass auch bei einer 
Einhaltung des Standes der Technik die 
üblicherweise einzuhaltenden Immissionsricht-
werte für gewerbliche Lärmimmissionen u.U. 
nicht eingehalten werden können.  

Seitens des Kreises Mettmann, der heute die 
Aufgaben des ehemaligen Staatlichen 
Umweltamtes wahrnimmt, wurde eine 



- 43 - 
 

T:\4__Bauleitplanung\BP096\SV-Satz\AnlageC_Tabelle.docx      Stand: 21. April 2011 
 

nach ca. einem Jahr hätte abgeschlossen 
sein müssen/können. Das ließe vermuten, 
dass es Probleme seitens der gemessenen 
Immissionen gegeben habe und weiterhin 
gebe, die es anscheinend nicht möglich 
machten, diese höher gesetzten Werte von 
58 dB tags / 45dB nachts einzuhalten 
Deswegen sei die Fa. Schüco PWS jetzt 
bemüht – aus Sicht der Einwänder 
verständlich – mit Hilfe des Bebauungsplans 
und einer weiteren Erhöhung der 
Immissionswerte auf 60 dB tags/45 dB 
nachts die Situation in "trockene Tücher" zu 
bringen. Die bedeutete für die Einwänder, 
dass erneut eine Erhöhung hingenommen 
werden sollte. 

 

Wiederholung der zwischenzeitlich erfolgreich 
durchgeführten Kontrollmessung angeordnet. 
Diese ist zwischenzeitlich erfolgt. Die 
Messergebnisse bestätigen, dass die 
Immissionswerte der Ordnungsverfügung 
eingehalten werden. 

   Es wird mitgeteilt, dass lange Jahre ein 
"friedliches" Nebeneinander möglich 
gewesen sei und dass sich die Einwänder 
auch die über Jahre geltenden Werten von 
55 dB tags/40 dB nachts weiterhin vorstellen 
könnten. Allerdings seien die nochmals 
erhöhten Werte, die durch den 
Bebauungsplan festgeschrieben werden 
sollen unzumutbar. Die Firma Schüco 
produziere 24 Stunden an 7 Tagen die 
Woche. 

Es wird bemängelt, dass zusätzlich zu der 
Erhöhung aufgrund der Gemengelage, 

Die Immissionswerte von 55 dB(A) tags und 40 
dB(A) nachts entsprechen den nach der TA 
Lärm in allgemeinen Wohngebieten regelmäßig 
zulässigen Immissionsrichtwerten für 
gewerbliche Lärmimmissionen. Aufgrund der in 
der örtlichen Situation begründeten engen 
räumlichen Verflechtung zwischen Wohn- und 
Gewerbenutzung sind diese Werte für den 
Betrieb des Werks insbesondere auch im 
Hinblick auf den notwendigen Liefer- bzw. 
Abfuhrverkehr nicht auskömmlich. 

Die Erhöhung der Immissionswerte für die 
Tagzeit von 58 dB(A) auf 60 dB(A) ist zur 
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wegen der Produktionssteigerung der Fa. 
Schüco, die Immissionswerte nochmals 
angehoben werden sollen und damit 
unwiderruflich und unumstößlich, auch für 
evtl. Nachfolgeunternehmen, festgeschrie-
ben wären. 

langfristigen Standortsicherung für das  
Unternehmen erforderlich, da sonst zukünftig 
keine Steigerungen der Produktion am Standort 
möglich wären und somit mit zukünftig 
schwerwiegenden Wettbewerbsnachteilen für 
den Standort zu rechnen wäre. 

   Weiterhin wird mitgeteilt, dass vor Erteilung 
der Ord-Vfg von Seiten der Verwaltung 
immer wieder gesagt worden sei, dass die 
Erhöhung der Immissionswerte bedingt sei 
durch die Gemengelage. Man wolle jetzt 
"einen Deckel draufmachen"', so dass mit 
weiteren Erhöhungen nicht zu rechnen sei. 
Es wird kritisiert, dass der Bebauungsplan an 
einer anderen Ebene ansetze, nämlich dem 
Planungsrecht. Darüber hinaus wird 
bemängelt, dass kein Interesse an dem den 
Einwändern bisher Zugemutetem bestehe. 

Die Stadt ist aufgrund ihrer Planungshoheit 
berechtigt, den rechtlichen Rahmen für das 
Handeln u.a. der Umweltbehörden festzulegen, 
soweit dies städtebaulich erforderlich ist. 
Entsprechende Regelungen führt die Stand auf 
der Grundlage einer gerechten Abwägung aller 
relevanten öffentlichen und privaten Belange 
unter- und gegeneinander im Rahmen des 
Bebauungsplanaufstellungsverfahrens herbei (§ 
1 Abs. 7 BauGB). Ein "automatischer " Vorrang 
von Umweltbelangen gegenüber Belangen der 
Wirtschaft bzw. der Arbeitsplatzsicherung ist 
dabei nicht vorgesehen. 

   Die Einwänder geben außerdem an, dass es 
bis heute keinen Bescheid auf den durch die 
Einwänder eingereichten Widerspruch zur 
Ord-Vfg gebe. Die zuletzt erstellte 
Nachtmessung, die als Abschlussmessung 
hätte dienen sollen, hätten die Einwänder 
wegen messtechnischer Fehler monieren 
müssen. Es wird die Frage gestellt, ob eine 
solche Situation einfach so überplant werden 
solle. Es wird angegeben, dass für den Fall 
einer möglicherweise abschlägigen 

Die Inhalte und der Vollzug der 
Ordnungsverfügung sind nicht Gegenstand des 
Bebauungsplanverfahrens. 
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Bescheidung der Klageweg vorgesehen sei. 

   Der Bebauungsplan und die neue 
Wegeführung für den Schülerverkehr seien 
aus Sicht der Einwänder zwei verschiedene 
Vorgänge. Der vermeintlich sicherere Weg 
mache sich natürlich argumentativ für die 
Genehmigung des Bebauungsplans mit den 
höheren Immissionswerten besser. Es wird 
darauf hingewiesen, dass die Verlegung des 
Weges seit einigen Jahrzehnten Wunsch der 
Firma sei. Es wird argumentiert, dass die 
Verwaltung – im Falle des Vorliegens eines 
nicht sicheren Schulwegs – schon vor Jahren 
hätte handeln müssen. Außerdem wird 
darauf hingewiesen, dass den Einwändern 
bis heute kein Unfall bekannt sei. Die 
Kontakte zu den Einwändern (wg. 
Grundbesitz im fraglichen Bereich) seien 
seitens der Stadt im Jahre 2003 ohne 
Angabe von Gründen eingestellt worden. Es 
wird dargelegt, dass der Schulweg nicht so 
unsicher sein könnte. da z B. in der 
Rheinischen Post vom 20.05.1995 stehe, 
dass dieser Weg seitens des Planungs- und 
Verkehrsausschusses empfohlen worden 
sei. Hier wird Bezug auf Herrn Dr. Reinhard 
Pech (CDU) genommen, der auf diesen 
bestehenden völlig kreuzungsfreien Weg 
hingewiesen haben soll. 

Der jetzt vorhandene Weg teilt das 
Werksgelände der Fa. Schüco PWS in einen 
Hauptteil mit Produktionsanlagen im Norden 
sowie einen insbesondere als Lagerfläche 
genutzten Teil im Süden. Dies bedingt, dass die 
für den allgemeinen Verkehr genutzte 
Wegeverbindung durch werksinternen Verkehr 
gekreuzt wird. Auch wenn bislang keine 
schwerwiegenden Unfälle aufgetreten sind, 
verlangt es das Vorsorgeprinzip, eine möglichst 
weitgehende Entflechtung von Werksverkehr 
und öffentlichem Verkehr vorzunehmen, bevor 
ein solcher Unfall passiert. 

   Weiter schreiben die Einwänder, sei der 
Flächennutzungsplan von 1994 (bzw. die 

Der Flächennutzungsplan gibt zutreffend die 
planerische Zielsetzung der Stadt Haan wieder, 
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vorherigen) falsch aufgestellt worden. Hier 
sei das Firmengelände als Gewerbegebiet 
ausgewiesen und die umgebende Bebauung 
als allgemeines Wohngebiet. Die planerisch 
vorgesehene Zwischenstufe des Misch-
gebietes finde sich nicht. 

den vorhandenen Gewerbestandort nachhaltig 
zu sichern und zu entwickeln. Die Darstellung 
eines Mischgebiets hätte nur unter 
Einbeziehung der umliegenden Wohnbebauung 
erfolgen können, da Mischgebiete ihrem Wesen 
nach "dem Wohnen und der Unterbringung von 
Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören" dienen. Im Fall einer 
Einstufung der dem Werksgelände benachbart 
gelegenen wohnbaulich genutzten Grundstücke 
als Teil eines Mischgebiets würden 
Immissionsrichtwerte von 60 dB(A) tags und 45 
dB(A) nachts und somit zur Nachtzeit um 5 dB 
höhere Immissionswerte gelten, als in dem 
vorliegenden Bebauungsplan vorgesehen. 

   Der Bebauungsplan sei nach Kenntnis der 
Einwänder parzellengenau aus dem 
Flächennutzungsplan zu entwickeln. Dabei 
seien kleine Abweichungen tolerabel. Im 
vorliegenden Bebauungsplan sollten die 
Flurstücke 79, der Wohnbereich 
Diekersmühle 1/2 sowie teilweise das 
Flurstück 99 vom allgemeinen Wohngebiet 
zum Gewerbegebiet umgewandelt werden. 

Bei den beiden ersten genannten betroffenen 
Flurstücken rücke das Gewerbe deutlich 
näher an die Wohnbebauung. Es handele 
sich dabei um sehr wesentliche 
Abweichungen. 

Der Bebauungsplan ist nicht parzellengenau 
aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 
Dem sogenannten "Entwicklungsgebot" (§8 
Abs. 2 BauGB) stehen die Festsetzungen des 
vorliegenden Bebauungsplans nicht entgegen. 
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   Die Einwänder beklagen, dass die 
Gemengelage einseitig entstanden sei. Das 
Haus der Einwänder stehe seit 1927 und die 
Firma sei immer näher an die 
Wohnbebauung herangerückt. Die 
Einwohner halten es für sinnvoll, die 
Entwicklung der Firma ab dem Zeitpunkt der 
letzten errichteten Wohnbebauung im 
maßgeblichen Umfeld. Zu betrachten. Dies 
sei ungefähr der Zeitpunkt des Geburtsjahres 
des Einwänders U.S. Wie bereits zuvor 
genannt, habe zu diesem Zeitpunkt die 
heutige Schüco aus einer einzigen Halle mit 
einem kleinen Lagerplatz an der Eisenbahn 
(nördlich des heutigen Weges) bestanden. 
Heute würde aus Sicht der Einwänder ein 
Unbefangener das Erscheinungsbild des 
gesamten Firmenbereichs als eher industriell 
geprägt einstufen. Wer hier in den letzten 50 
Jahren "wem auf die Pelle gerückt" sei, sei 
eindeutig belegbar. 

Der Begriff der Gemengelage bezieht sich 
vorliegend nicht allein auf die räumliche Nähe 
zwischen dem Grundstück der Einwänder und 
dem Werksgelände der Fa. Schüco PWS, 
sondern auf die enge räumliche Verflechtung 
von Wohn- und gewerblichen Nutzungen in 
diesem Bereich, die bereits vor dem Zweiten 
Weltkrieg bestanden haben. Im Bereich Am 
Schasiepen befanden und befinden sich außer 
dem Betriebsgelände der Fa. Schüco weitere 
gewerblich bzw. gemischt genutzte Flächen. 
Das heute brachliegende Grundstück im 
Eckbereich Dieker Straße / Zum Alten 
Güterbahnhof war bis in die 1990er Jahre 
gewerblich genutzt. Dies gilt auch für das 
ehemalige "Kleingewerbegebiet" der Fa. 
Fondermann, das um das Jahr 2000 herum für 
Wohnzwecke (Reihenhausbebauung Am 
Schasiepen) umgenutzt wurde. Das Grundstück 
Dieker Straße 5 weist auch heute noch eine 
gewerbliche Prägung auf. Ein "einseitiges" 
Wachstum der gewerblichen Nutzung zu Lasten 
der Wohnnutzung im Bereich Am Schasiepen 
kann vor diesem Hintergrund gerade nicht 
festgestellt werden. Vielmehr ist davon 
auszugehen, dass nicht allein die gewerbliche 
Tätigkeit im Bereich des Werksgeländes der 
heutigen Fa. Schüco PWS in den letzten 
Jahren zugenommen hat, sondern – durchaus 
zulasten der verbliebenen gewerblichen 
Nutzungen – auch eine Ausweitung der 
Wohnnutzung auf ehemalige Gewerbeflächen 
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erfolgt ist. 
 

   Weiterhin wird erklärt, dass obwohl die Ord-
Vfg schon die Gemengelage als Grund für 
die Erhöhung Immissionswerte angeführt 
habe, solle wie beschrieben die 
Gemengelage weiter verschärft werden und 
erneut als Begründung dienen. Ein 
Bebauungsplan solle doch vorhandene 
Gemengelagen möglichst auflösen oder 
wenigstens minimieren. aber sie keinesfalls 
noch vergrößern. 

Ein wesentliches Ziel der Bebauungsplan-
aufstellung ist es, innerhalb der vorhandenen 
Gemengelage Klarheit für alle beteiligten 
Parteien darüber zu schaffen, bis zu welchem 
Ausmaß Geräuschimmissionen zulässig sind. 
Eine "Auflösung" der Gemengelage könnte nur 
durch eine räumliche Entflechtung der Wohn- 
und der Gewerbenutzung geschehen, etwa 
durch Umsiedlung des Betriebs. Eine derartige 
"einseitige" Planung ist weder rechtlich 
zulässig, da sie dem Gebot der gerechten 
Abwägung widerspricht, noch ist sie 
wirtschaftlich realisierbar. 

   Zudem wird mitgeteilt, dass es den heutigen 
Weg schon "ewig" gebe. Er sei ehemalig 
auch der Weg zum Bahnübergang hin zur 
Sedanstraße gewesen. Erst als die Firma 
das Flurstück 86 erworben habe und dort 
ihren Lagerplatz einrichtet habe, sei ein 
selbst produziertes Problem neu entstanden, 
nämlich die Kreuzung über einen 
bestehenden Weg. Soweit es den 
Einwändern bekannt sei, sei der Lagerplatz 
auf dem Flurstück 86 ganz oder teilweise im 
Vorfeld der Entstehung der Ordngs.-Vfg. 
noch nicht als solcher genehmigt worden. 
Die Genehmigung sei erst im Anschluss 
daran erteilt worden.  

Die Geschichte des Weges ist in der 
Begründung zu dem Bebauungsplan 
entsprechend den Ausführungen der Einwänder 
geschildert. 
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   Auf der derzeitigen Wegeführung habe es, 
nach Kenntnis der Einwänder, bisher keinen 
Unfall gegeben. Die neue Wegeführung 
bürge für die Einwänder mehrere Gefahren: 

a) Es gebe zwei fast rechtwinklige Kurven, 
die nicht einsehbar wären. 

b) Es sei keine Ausweichposition im 
gesamten Verlauf mit eingeplant. Nach 
Einschätzung der Einwänder müsse es 
bestenfalls zwei solcher Ausweichpositionen 
geben, eine im West-Ost-Verlauf und eine 
weitere im Nord-Süd-Verlauf. 

c) An der Stelle, an dem sich der geplante 
Weg und die Straße "Am alten Güterbahnhof' 
treffen, könnten die Einwänder nicht 
erkennen, wie der "Kreuzungsbereich" 
geregelt sein solle. Hier stellten vor allem die 
LKW eine Gefahr für die fahrradfahrenden 
Schulkinder dar. 

d) Es sei zu erwarten, dass die Firma bis an 
die Grundstücksgrenze ihre Paletten lagern 
wird. Dadurch würde der geplante Weg vor 
allem im Kurvenbereich unübersichtlich. Die 
Schüler neigten darüber hinaus dazu, über 
die gesamte Fläche eines Weges zu fahren. 
Wenn dann im Kurvenbereich ein Fahrzeug 
entgegen käme, seien die Folgen 
verheerend. 

Betreffend die Erforderlichkeit des Wegs wird 
auf die diesbezüglichen Ausführungen weiter 
oben verwiesen.  

In der Ausbauplanung für den Weg sind die von 
den Einwändern geforderten Ausweichstellen 
sowie alle sonstigen Belange der Verkehrs-
sicherheit berücksichtigt.  

Eine Verkleinerung des Wendebereichs 
gegenüber dem heute faktisch vorhandenen 
Bestand ist nicht vorgesehen. 

Die Wegeverbindung ist insofern gering 
leistungsfähig geplant, als diese nur außer dem 
Fuß- und Radverkehr nur dem 
Fahrzeugverkehr der Anlieger dienen soll. Eine 
starke Frequentierung des Wegs durch 
Lastkraftwagen etc. ist nicht vorgesehen und 
wäre auch mit der planerischen Zielsetzung der 
Stadt der Schaffung einer sicheren 
Wegeverbindung nicht vereinbar. 
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e) Teile des Flurstücks 99 würden als 
Wendebereich weiterhin zur Verfügung 
stehen. Die Einwänder fragen, ob 
sichergestellt sei, dass die Größe dieses 
Wendebereichs ausreicht für Wendemanöver 
von großen Fahrzeugen wie Rettungswagen, 
Feuerwehr, ÖIlieferanten, Möbelwagen, 
Wohnwagengespann u.ä. Weiterhin bitten 
die Einwänder um Beachtung, dass die 
derzeitige Grundstückseinfahrt der 
Einwänder bei der Berechnung nicht mit 
einbezogen werden können. Außerdem sei 
der geplante Weg gering leistungsfähig mit 
den engen Kurvenradien. 

   Weiterhin wird mitgeteilt, dass im Hinblick auf 
den geplanten Weg in der Beschlussvorlage 
Nr. 61/026/2010 mit der starken 
Frequentierung als Schulweg argumentiert 
würde. Diese Einschätzung teilen die 
Einwänder nicht. Die Anzahl der Schüler, die 
diesen Weg wählten, sei seit Jahren 
rückläufig. Es wird die Nachfrage gestellt, ob 
es von Seiten der Verwaltung Erhebungen 
gebe, welche diese Aussage belegten. 

Der Weg wird nach Kenntnis der Stadt 
nennenswert als Schulweg genutzt. Er stellt 
überdies einen wichtigen Lückenschluss im 
Wegesystem der Stadt Haan dar. Über eine 
Veränderung der Frequentierung in den letzten 
Jahren liegen keine Erkenntnisse vor. Ein 
rückläufiger Schülerverkehr kann als ein Indiz 
für eine geringe Akzeptanz der vorhandenen 
Wegeverbindung angesehen werden. 

   Zudem wird darauf hingewiesen, dass ein 
Grundbucheintrag über ein umfassendes 
Wegerecht für den Bereich der evtl. neu 
entstehenden Zufahrt zum Haus der 
Einwänder obligatorisch wäre. 

Der neue Weg wird entsprechend dem 
Bebauungsplan nach seiner Herstellung als 
öffentliche Verkehrsfläche mit der Zweck-
bestimmung "verkehrsberuhigter Bereich" 
gewidmet werden.  
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   Die Einwänder erklären, dass sie für die 
Unterhaltung, Reinigung sowie 
Schneeräumung des neu geplanten Weges 
und des verbleibenden Wendehammers 
keine Verpflichtungen übernehmen. 

Die Unterhaltung, Reinigung und Schnee-
räumung des neuen Weges erfolgt nach den 
allgemein gültigen gesetzlichen Grundlagen 
und dem Satzungsrecht der Stadt Haan. 

   Die Einwänder stellen die Frage, wer 
Gedanken über den immensen Wertverlust 
der Grundstücke und Wohnbebauung im 
Umkreis der Firma mache. 

Die behaupteten Veränderungen der 
Bodenwerte können im Rahmen der 
Bauleitplanung seitens der Stadt weder in der 
genannten Höhe noch im Hinblick auf eine 
Zunahme der gewerblichen Tätigkeit im 
Nahbereich der möglicherweise betroffenen 
Grundstücke bestätigt werden. Der 
Bodenrichtwert lag von 2007 bis 2009 bei 220 
€, ab 2010 bei 225 € (www.boris.nrw.de). 
Insbesondere der Erlass der 
Ordnungsverfügung 2005 bewirkte eine 
signifikante Reduzierung der von dem 
Gewerbebetrieb der Fa. Schüco PWS 
ausgehenden Schallimmissionen.  
Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass 
die Veränderung von Bodenrichtwerten kein 
städtebaulicher Belang ist. Im Rahmen der von 
ihr angestrebten städtebaulichen Ordnung und 
Entwicklung bestimmt gerade die 
Bauleitplanung die Entwicklung der 
Bodenrichtwerte.  

   Der Bebauungsplan 96 plane eine neue 
Wegeverbindung, die auch über das 
Flurstück 79 verlaufe. Hier stehe zurzeit noch 
das Fachwerkhaus "Am Schasiepen 8/9". 
Um den Weg in der angedachten Weise zu 

Ein ausreichender Schutz vor Lärm auch nach 
einem Abriss des Hauses "Am Schasiepen 8/9" 
wird durch die im Bebauungsplanentwurf 
vorgesehene Emissionskontingentierung 
sichergestellt. Diese verpflichtet dazu, durch 
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realisieren, müsse dieses Haus abgerissen 
werden. Bisher habe dieses als eine Art 
"Lärmschutzwand" gedient. Die Einwänder 
vermissen in dem Prüfbericht Betrachtungen 
und Prognoseberechnungen zu dieser 
massiven Veränderung. 

geeignete bauliche oder betriebliche 
Maßnahmen die Einhaltung bestimmter 
Lärmimmissionswerte in der Nachbarschaft 
sicherzustellen.  

   Die Einwänder weisen zu 4.1 und 6.2, 2. 
Absatz darauf hin, dass es eine verwertbare 
Abschlussmessung zur Ord-Vfg. noch gar 
nicht gebe. 

Die Überwachungsmessungen sind in der von 
den zuständigen Behörden geforderten Weise 
wiederholt worden. Die Messergebnisse 
bestätigen, dass die Immissionswerte der 
Ordnungsverfügung eingehalten werden. 

   (Entwurf des Bebauungsplans Nr. 96 mit der 
Begründung in der Fassung vom 
31.05.2010) 

Die Einwänder nehmen Bezug auf den 
Bebauungsplan Nr. 96 mit der Begründung in 
der Fassung vom 31.05.2010. In Abschnitt I 
der Entwurfsbegründung im 3. Absatz sei 
von einer Wegeverbindung "für den nicht 
motorisierten Verkehr" die Rede. In der 
Planzeichenerklärung stehe "Verkehrsflä-
chen mit besonderer Zweckbestimmung, 
Zweckbestimmung: "verkehrsberuhigter 
Bereich". Die Einwänder fragen, was richtig 
sei, denn tatsächlich wäre der geplante neue 
Weg die Zufahrtstraße zum Grundstück für 
die Einwänder, Besucher, Dienstleister, 
Müllabfuhr etc. 

Der neue Weg soll nach seiner Herstellung 
straßenverkehrsrechtlich als "verkehrsberuhig-
ter Bereich" ausgewiesen werden. Die 
Wegefläche soll insbesondere dem nicht 
motorisierten Verkehr dienen. Die vorgesehene 
Befahrbarkeit des Weges für Anlieger steht 
dieser Zielsetzung nicht entgegen. 
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   Die Einwänder beziehen sich auf Abschnitt 
1.4 a) der Entwurfsbegründung, l. Absatz: 
Hier werde unterstellt, dass durch den 
Bebauungsplan die Konfliktpotentiale, die der 
Gemengelage innewohnen, besser 
ausgeräumt werden könnten, als ohne einen 
solchen. Das lasse sich aus Sicht der 
Einwänder überhaupt nicht nachvollziehen. 
Die Gemengelage würde noch verschärft 
(siehe Nr. 5) und die Immissionswerte 
würden nochmals angehoben. Die 
Einwänder möchten wissen, wie insoweit das 
vorhandene Konfliktpotential verringert oder 
ausgeräumt werden könne. 

Durch den Bebauungsplan wird ein 
städtebauliches Gesamtkonzept  für den 
Umgang mit den vorhandenen Immissions-
konflikte innerhalb der vorhandenen 
Gemengelage geschaffen, das in allen 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren als 
"Richtschnur" für das zulässige Maß von 
Geräuschimmissionen dient. Durch dessen 
Aufstellung stellt die Stadt ihren planerischen 
Willen auch mit Wirkung gegenüber den 
beteiligten Genehmigungsbehörden fest. Es 
kann davon ausgegangen werden, dass die auf 
diese Weise geschaffene Rechtssicherheit eine 
wesentliche Voraussetzung für eine nachhaltige 
Befriedung der vorhandenen Konfliktsituation 
darstellt. 

   Unter Abschnitt 3.2.2. der 
Entwurfsbegründung sei im 5. Absatz 
beschrieben, dass im Jahre 1980 schon die 
Gemengelage bestanden habe. Die 
Einwänder fragen, aus welchem Grund das 
Bebauungsplanverfahren damals nicht 
abgeschlossen wurde. Es wird der Einwand 
gemacht, dass spätestens zu diesem 
Zeitpunkt seitens der Verwaltung mittelfristig 
eine Lösung hätte gesucht werden sollen, 
um den Interessen der Firma und der 
Anwohner gerecht zu werden. Stattdessen, 
so die Kritik der Einwänder, sei "Iustig und 
munter" weiter jede Baugenehmigung mit 
Immissionshöchstwerten von 55 dB tags/40 

Zu dieser Zeit erschien die Aufstellung des 
Bebauungsplans als nicht erforderlich, da 
wesentliche Nutzungskonflikte zu dieser Zeit 
nicht erkennbar gewesen sind. Es lagen 
insbesondere keine hinreichend konkreten 
Anhaltspunkte dafür vor, dass die genehmigten 
Immissionen für den Betrieb der Werksanlagen 
nicht ausreichend seien. 
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dB nachts genehmigt worden, ohne das 
Ausmaß der Vergrößerung der Firma zu 
hinterfragen und zu prüfen, ob diese Werte 
überhaupt noch zu halten seien. Die Firma 
ihrerseits habe "lustig und munter" weiter 
Lärm emittiert, ohne zu berücksichtigen, ob 
die Emissionen im Hinblick auf die 
vorliegenden Genehmigungen noch zulässig 
seien, getreu dem Motto "Wo kein Kläger, da 
kein Richter".  

Allerdings hätten die Lärmbelästigungen zu 
Beschwerden durch die Einwänder bei dem 
damaligen Staatlichen Umweltamt geführt. 
Zusammen mit weiteren Nachbarschafts-
beschwerden habe dies letztendlich als 
Folge zum Erlass der Ord-Vfg geführt. Ob 
und inwieweit die Einwänder als weitere 
Maßnahme den Klageweg beschreiten 
müsse, hinge u.a. von der Genehmigung / 
Nichtgenehmigung des ausgelegten Bebau-
ungsplans ab. 

   Die Einwänder beziehen sich auf Abschnitt 
6.3.2.4 der Entwurfsbegründung, drittletzter 
Absatz: 

Man könne die Wirksamkeit von Nachbes-
serungen bezüglich der tieffrequenten 
Geräusche nicht bestätigen. Man habe 
aktuell eine Nachbarschaftsbeschwerde bei 
der Unteren Immissionsschutzbehörde des 
Kreises Mettmann laufen, um die 

Die tieffrequenten Geräusche rühren aus einem 
technischen Defekt an einem Silo her, der zum 
Jahreswechsel 2010/2011 endgültig abgestellt 
werden konnte. Im Rahmen einer wiederholten 
Überwachungsmessung wurden keine 
tieffrequenten Geräusche mehr festgestellt. 
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tieffrequenten Geräusche und Erschüt-
terungen überprüfen zu lassen. 

   In Abschnitt 6.7 der Entwurfsbegründung sei 
die neue Weggestaltung als "Verkehrsfläche 
mit der Zweckbestimmung "Geh-und 
Radweg" beschrieben. Die Einwänder 
fragen, was für ein Weg denn nun tatsächlich 
dort entstehen solle. 

Die Ausführungen unter 6.7 sind in der zum 
Satzungsbeschluss vorliegenden Fassung der 
Planbegründung korrigiert worden. Der Weg 
soll als "verkehrsberuhigter Bereich" festgesetzt 
werden. 

   Bei dem unter Abschnitt 6.7 der 
Entwurfsbegründung, im letzten Absatz 
genannten "bestehenden schmalen Fußweg" 
handele es sich um Privatgelände, welches 
für Planungen nicht zur Verfügung stehe. Die 
derzeitige freiwillige Duldung der Nutzung für 
die engste Nachbarschaft gelte nur bis zur 
evtl. Umlegung des geplanten neuen Weges, 
der direkt parallel dazu angedacht sei. Einer 
Schließung dieses "Trampelpfades" stünde 
gemäß einem den Einwändern vorliegenden 
Schreiben der Eigentümerin nichts im Wege. 

Die vorhandene Wegeverbindung auf dem 
"bestehenden schmalen Fußweg" ist nicht 
Gegenstand der vorliegenden Bebau-
ungsplanaufstellung. In der Planzeichnung des 
Bebauungsplanentwurfs ist im Umfeld dieses 
Grundstücks die Fläche des geplanten Weges 
ausschließlich auf Grundstücken eingetragen, 
die im Eigentum der Fa. Schüco PWS stehen. 
Eine Inanspruchnahme von Flächen im 
Eigentum Dritter für diese Wegeverbindung war 
zu keinem Zeitpunkt beabsichtigt. Auch ist kein 
Anschluss des umgelegten Weges an den 
südlichen Abschnitt der Straße Am Schasiepen 
vorgesehen, da dieser über private 
Grundstücksflächen führen würde und 
außerhalb des Bebauungsplangebietes liegt. 
Der betreffende Abschnitt der Begründung wird 
ersatzlos gestrichen. 

   Zu Abschnitt 11.2.1.4, 2. Absatz, letzter Satz: 
"Die Immissionswerte (…) werden (...) sicher 
(...) eingehalten.": Eine solche Aussage sei 
schlichtweg falsch, da sie aufgrund der bis 

Die Überwachungsmessungen sind in der von 
den zuständigen Behörden geforderten Weise 
wiederholt worden. Die Messergebnisse 
bestätigen, dass die Immissionswerte der 
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dato fehlenden Abschlussmessungen zur 
Ord-Vfg. noch gar nicht getroffen werden 
könne. 

Ordnungsverfügung eingehalten werden. 

   Zu Abschnitt 12 "Planungsalternativen" wird 
durch die Einwänder eine Darstellung der 
durchaus möglichen Alternativen vermisst. 
Eine Fortführung des bestehenden Radwegs 
entlang der Straße "Am alten Güterbahnhof" 
weiter entlang der Bahnlinie bis zur 
Diekermühle oder ein Radweg vom 
Gymnasium über die Diekerhofstraße hin bis 
zum bestehenden Radweg auf der 
Diekerstraße seien mögliche Ansätze. 

Die genannten Vorschläge sind nicht 
realisierbar. Flächen entlang der Bahnlinie 
stehen nicht zur Verfügung; außerdem würde 
der Weg eine Verlängerung von Fahrstrecken 
bedeuten. ein Radweg an der Diekerhofstraße 
kann nicht an den vorhandenen Weg parallel 
der Straße "Zum alten Güterbahnhof" 
angebunden werden, über den die Dieker 
Straße gefahrlos gequert werden kann. 

   Dem Gebot der gegenseitigen Rücksicht-
nahme hätten die Einwänder schon aufgrund 
der sogenannten Gemengelage durch die 
Erhöhung der Immissionswerte (Ord-Vfg) 
Rechnung tragen müssen. Man solle 
meinen, dass dieser Nahtstellenproblematik 
damit Genüge getan sei. Es wird in Frage 
gestellt, ob nun nochmals mit der 
Begründung der Gemengelage eine 
Erhöhung hingenommen werden müsse und 
wie sich das begründen lasse, unabhängig 
von dem Vertrauensschutz der betroffenen 
Anwohner. Es wird gefragt, wie oft man 
aufgrund des gleichen Sachverhaltes mit der 
gleichen Begründung die Anwohner einseitig 
belasten könne. 

Bei den der Bebauungsplanung zugrunde 
gelegten "Zielwerten" für Geräuschimmissionen 
handelt es sich nicht um Werte, die "einseitig" 
die Belange der Fa. Schüco PWS begünstigen. 
Vielmehr sind zu deren Erreichen durch die Fa. 
Schüco PWS erhebliche technische 
Aufwendungen zu leisten und durchaus 
wesentliche betriebliche Einschränkungen 
(Geschlossenhalten von Toren etc.) hin zu 
nehmen. Belastungen der Anlieger über das im 
Bebauungsplan verankerte Maß hinaus sind 
nicht vorgesehen. 
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   Die Einwänder erklären, dass - sollte 
letztendlich der Rat der Stadt dem 
Bebauungsplan mit den erhöhten 
Immissionswerten zustimmen – die 
Gesamtsituation auf dem Rechtsweg geklärt 
werden müsse. 

Die Planung wurde durch die Stadt geprüft. 
Rechtliche Bedenken bestehen nicht. 
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Beteiligung als Träger öffentlicher Belange 

Bebauungsplan Nr. 96 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
Bereich Am Schasiepen 

Zu der og. PIanunqsmaßnahme äußere ich mich wie folgt: 

Aus Sicht des Umweltamtes: 
Untere Wasserbehörde: 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 96 "Am Schasiepen" bestehen aus was­

serwirtschaftlicher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. Das Plangebiet befindet sich 

nicht innerhalb einer festgesetzten oder fachtechnisch abgegrenzten Wasserschutzzone _ 

Oberirdische Gewässer sind durch das Planvorhaben nicht betroffen. 

In der Begründung zum BP 96 wird erklärt, dass die Entwässerung des Grundstücks 

über die vorhandene Mischkanalisation erfolgt und dass von einer hinreichenden Leis­

tungsfähigkeit des Entwässerungssystems ausgegangen werden kann . Unter dieser Be­

dingung bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken gegen das PIanvor­

haben. 


Untere Bodenschutzbehörde: 
1. Allgemeiner Bodenschutz 


Aus Sicht des Allgemeinen Bodenschutzes werden keine Anregungen vorgebracht. 


2. Altlasten 


Für das Plangebiet liegen keine Erkenntnisse, Hinweise oder Verdachtsmomente zu Alt­

lasten, schädlichen Bodenveränderungen sowie dadurch bedingten Beeinträchtigungen 

vor, so dass diesbezüglich keine Hinweise oder Anregungen vorgebracht werden. 


DIenstgebäude Fax (Zenlrale) Homepage Besuchszeit Konten 
Goelhestr. 23 021 04_99_4444 WNW.kreis-mettmann.de 8.30 bis 12.00 Uhr Kreissparkasse Dusseldorf 
40822 Mettmann 
(Lieferadresse) 

E-Mail (Zentrale) 
kme@kreis-metlmann.de 

und nach Verejnbarung 
Straßenverkehr5amt 

Klo . 0001000504 
BL130150200 

Telefon (Zentrale) 7.30 bis 12.00 Uhr und Postbank Essen 
02104_99_0 0o.von 14.00 bis 17.30 Uhr Klo. 852 23-438 BL1360 100 43 



die Maßnahmen auch zur 

~ Kreis Mettmann,---.... 
Blatt 2 Der La nd ra t 

Untere Immissionsschutzbehörde: 

. Schüco PWS GmbH & 
sichern soll. Das Plangebiet 

führten die teilweise 

wird ein uungsplan aufgestellt, der auf die gewerblichen Belan-
KG abgestimmt ist und Erhalt und Erweite­

von Wohnbebauung und in der Vergan­
intensiven Tätigkeiten und der Firma zu 

erheblichen Geräuschbelastungen Anwohner. Daher soll durch Bebauungsplan 
auch Schutz der Nachbarschaft werden; sollen zukünftig 
keine zulässigen Immissionsrichtwerte in der Nachbarschaft Ge­

verursacht werden. Zu wird das Gebiet Gewerbegebiet aus-
und in Bezug auf in Nachbarschaft befindlichen (Wohnen 

Emissionskontingente für GmbH 

• 
und Tätigkeiten führten in Vergangenheit zu Nachbarbeschwerden we-

Mit einer Ordnungs verfügung Staatlichen Umweltamtes Düsseldorf aus 
wurden umfangreiche Maßnahmen zur Gerä inderung angeord­

net. Maßnahmen zur Geräuschred ng aus der Ordnungsverfügu sind mittler­
weile und nach telefonischer Auskunft der Bezirksregierung vom 09.09.2010 
wurde die Abschlussmessung zum Nachweis, 

der Immissionsrichtwerte führen, durchgeführt. Wegen 

kannter oder Unstimmigkeiten muss It. 

derholt 

Im Fachgutachten Geräuschverhältnisse Ingenieurgesellschaft mbH (Be­
richt04.2986/1 b) wird bei der Abnahmemessungen . 

Standortes 

Entwick-

Diese 
Messwerte aller nosen für die Entwicklung 

neue Messung und der neue Messbericht sollten daher und 
, ob sich die Grund für d Betrachtung der 
geändert haben. 

Dem Umweltamt Kreises liegen aktuelle Anwohnerbeschwerden 
Geräusche und Erschütterungen im 
von Silos vor. Ursachen und mögliche Abhilfemaßnahmen werden 
ma Schüco untersucht. 

mit der Befüllung und 

Als Eindruck 10 am frühen Nachmittag (Momentauf­
nahme) lässt 

außen drangen, 
der Stapler -

Ortsbesichtigung am 

aus der Produktion 
und 

dass 
störenden Geräusche 

die Quitschgeräusche 
vor dem 'l..JCIJOU im des 10 2 zwar gut wahr­

nehmbar, aber Gabelstaplers) nicht sehr laut und 
vordergründig war, 

Silostandorte (impuls- u. tonhaltig) die Geräuschkulisse die Silogeräusche 

außerhalb der 
stören.und diese ist gut vorstellbar, d Geräusche den 

verleiden, auch wenn IRW nicht 
sind. 

Hauses Nr. 4. 
triebszwecke der 
trachtung 

werden, der 
verwendet wird, in 

LKW bis in Höhe 
Straße, der quasi für 

iet und in die 

stellt nicht den aktuellen Gebäudebestand 



~ Kreis Mettmann 
,~ ... 

Blatl3 Der Landrat 

Die bisherige Abwägung für Geräuschemissionen führt für einige Immissionsor­
te zu höheren uschbelastungen (MI-Werte), wobei jedoch gesunde Wohnverhältnis­
se sichergestellt bleiben. Möglicherweise wird aber Abwägungsspielraum zu 
Gunsten Fa. ausgenutzt. "Kompensation" wird daher angeregt, auf bilate-

Basis Maßnahmen zum passiven Schallschutz an den Wohnhäusern und 
Finanzierung durch die Fa. Schüco zu vereinbaren. 

• 

Mit der Festlegung von Mischgebietswerten auch für den wird eine 
hung der in der Ordnungsverfügung festgelegten Immissionsrichtwerte für Zwecke 
betrieblichen Entwicklung in den Bebauungsplan aufgenommen. In die Abwägung 
Festlegung d r Immissionsrichtwerte fließen die Sanierungsmaßnahmen zur U 
zung des Standes der Technik fortschrittlicher Lärmminderungsmaßnahmen ein. Es 
anzumerken, dass sich Maßnahmen zum Stand der Technik weiter entwickeln 
und gfls. Maßnahmen durch die . unabhängig von der Einhaltung oder 

von Immissionsrichtwerten erforderlich werden können . 

Bei der zukünftigen Erweiterung betrieblicher Einrichtungen, Anlagen oder Betriebswei­
sen ist daher die haltung des der Lärmminderungstechnik 


Da die Baugrenzen nahe der sollte hinsichtHch Höhe 

und Anordnung neuer Gebäude geprüft werden, welche Auswirkungen diese auf 

Lichi- u. Luftverhälinisse der angrenzenden Wohn- und Schulnutzungen haben und z.B. 

durch Gliederung und Abstufung sichergestellt werden, dass keine "erdrückende" opti­

sche Wirkung entsteht. 


Bedenken oder weitere Anregungen bestehen aus Sicht anlagenbezogenen Immis­
sionsschutzes nicht 


Aus Sicht des 
Aus Sicht des vorbeugenden Brandschutzes werden An gemacht.

• Aus Sicht des Planungsamtes: 
Untere Landschaftsbehörde: 

vorgenannten Planung werden keine Hinweise oder Anregungen gemacht. Be­
denken werden nicht vorgebracht. 

Planungsrecht: 
Die Anregungen aus der Stellungnahme der Kreisverwaltung Mettmann vom 17. Nov. 2009 (Betei­
ligung § 4 1 in worden. 

Nach der Abwägung durch den Rat Stadt bitte ich um Mitteilung des Ergebnisses und weiter 

um Benachrichtigung wann Bebauungsplan in Kraft ist. 


Im Auftrag 

Saxler 



BERGISCH-RHEINISCHER WASSERVERBAND 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Der Geschäftsführer 

BRW · Postfach 10 1765 42761 Haan ~ 
-------.:=-~~.:..:.=-...:.=..::::..:..:...:.:::::::_-+--'r=rrL-;,,-=F:A DT HAA r\J 

Eiilg.: 1 9. Aug. 2010Stadt Haan 

Postfach 16 65 


Amt: 

42760 Haan 

Ihr Zeichen Ihre Nachncht vom Unser Zaiche" 

• 
61-Bo 06.08.2010 OU-BP-2934-2-KL 

Bebauungsplan Nr. 96 "Am Schasiepen" 

Gruil en 

Dusselberger Straße 2 

42781 Haan 


Telefon (02' 04) 69 13-0 

Telefax (02104) 691 3 66 

E-Mail bf'\.v@brw-haan de 

Internet www brv.·-haan de 

Ausku nft ert eilt - Nebenstelle 


Frau Kolk -236 
E-Mail 

Marita. Kolk@brw-haan.de 
Datum 

17.08.2010 

hier: Benachrichtigung von der Auslegung und Beteiligung, § 3(2), 4(2) BauGB, Abstimmung 
mit den Nachbargemeinden, Beteiligung der Naturschutzverbände 

Sehr geehrte Damen und Herren, 


gegen den Bebauungsplan bestehen unsererseits keine Bedenken. 


Mit freundlichem Gruß 

iA?)0­
Dipl.-Ing . Schu • 

Stadt-Sparkasse Haan Deutsche Bank AG Solingen Postbank Köln 
K lo 320010 BL2:J03S1220 KlO. 01. 863 800 BLZ 342700 94 Klo 373 15501 BLZ3701ü050 
IBAN' OE54 3035 1220 0000 32 00 10 IBAN: OE35 342700940011 863800 IBAN' DEI837ül 00500037315501 
SIC WELAD~D l HAA Ble· OEUTDEOW3d2 BIC P8NKDEFF 

mailto:Kolk@brw-haan.de
mailto:bf'\.v@brw-haan


Industne- und Handelskammer 
zu Düsseldorf 

IHK Dusse ldorf I Postrach 10 10 17 I 40001 Dusseldorf 

Herrn Rautenberg 
Stadtoberbaurat 
Stadt Haan 
Planungsamt 
Postfach 1665 
42760 Haan 

Unser Zeichen Durchwahl 
11 1Jab J Fit 3557-361 

• Kurzmitteilung 

'STADTHAAN 

Eng.: 27. Sep. 20\0 

t-mt: 

Fa x 
3557-379 

Hausadresse 
Ernst-Schnelder-Plalz 1 
402 12 Dusseldorf 

Tel 02 11 3557-0 

E-mail: Il1kdus@duesseldotflhk de 
1"lernet, \IIWW dlJesseldorf ihk,de 

24 September 2010 
1 

E-Mail 
jablonowski 
@dLJesseldort Ihk de 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 96 "Schasiepen" 
hier: Benachrichtigung von der Auslegung und Beteiligung, § 3 (2) , 4 (2) Baugesetzbuch (BauGB); 

Abstimmung mit den Nachbargemeinden, § 2 (2) SauGS; 
Beteiligung der Naturschutzverbände 

(8J In Erledigung Ihres Schreibens vom 06,08,2010, 61 -Bo/ 

o gemaß telefonischer Absprache 

o mit Dank zuruck 

Mit der Bitte um: 

o Kenntnisnahme o Prüfung u, Stellungnahme 

• 
o Erledigung o Rückgabe an Absender 

o Genehmigung/Entscheidung ~ Verble ib 

o Anruf/Rucksprache o Unterschritt 

o Weiterleitung an 

o 

Sehr geehrter Herr Rautenberg . 


mit der oben genannten Planung sind wir einverstanden _ 


Mit freundlichen Grüßen 


rndUS-Ine- und Handol sy.i1mme r z.u Dusse ldonl Z ert l(lll 811 Ouren lIoyd' s Reglsl er Ouall1, Assurance noach DIN EN ISO 900 I 2008 



Planungsamt Antwort: Benachrichtigung von Auslegu und Beteiligung, § 3 (2), 4 (2) 
Baugesetzbuch (BauGB); Abstimmung mit den Nachbargemeinden) § 2 (2) BauGB; 
Beteiligung der Naturschutzverbände 

Von: <Karl-Heinz.Sandkuehler@deutschebahn.com> 

An: 11 Planungsamt" <Planungsamt@stadt-haan.de> 

Datum: 27. 10 10:18 
Betreff: Benachrichtigung von Auslegung und Beteiligung, § 3 (2),4 (2) 

Baugesetzbuch (BauGB); Abstimmung mit Nachbargemeinden, § 2 BauGB; 
Beteiligung N aturschutzverbände 

Anlagen: 20 I _22~B-Plan.pdf; 

Sehr Damen und Herren, 

aus Sicht der OB AG bestehen der Aufstellung des BP Ne. 96 "Am oder 

e Bei evtL Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Karl·Helnz SandkOhler 

Niederlassung Köln (FRI-KöL-I) 


OB Services Immobilien GmbH 
Oeutz-Mülheimer Straße 50679 Köln 
Tel. +49 141-3797, Fax 0221 141-2244 

Dnline-Marktplatz für Immobilien der Deutschen Bahn 

Aktuelle Immobilienangebate Sie unter: ~~,-,-==="-=.:, .., ...... ,,....,...'.,,~ 


• 
der Gesellschaft: Berlin 


Registergericht: Berlin-Charlotlenburg, HRB 86 570 

USHdNr.. OE 178324667 

GeschäftsfOhrer: Torsten Thiele (Vorsitzender), Boda Matthias Kiekebusch 

Vorsitzender des Aufsichtsrates: Ralf Schweisel 


"Pis nlJ ngsamt" 
An "Planungsami' <Planungsaml@sladl-haan.de> <Planungsamt@stadl·haan.de> 


Kopie 


Thema Benachrichtigung \/01'\ der Auslegung und Beteiligung. § :I (2). 4 (2) Baugesetzbuch \~U~_~I.
25.08.2010 14:09 Abstimmung mit den Nechbargemeinden. § 2 (2) SauGB; 8etelligung der 

mailto:Planungsamt@stadl�haan.de
mailto:Planungsaml@sladl-haan.de
mailto:lanungsamt@stadt-haan.de
mailto:Karl-Heinz.Sandkuehler@deutschebahn.com


.u;.}. ~ 
=wStadt t;..~pertal J==== Der Oberbürgermeister 

Ressort 
Stadtentwicklung und Städtebau 

Stadt wuppenal . Ressort 101 ·42269 Wuppertal (Postanschnfl) 

-Stadtverwaltung Haan 
Planungsamt Stadt Haan ­
Alleestraße 8 
42781 Haan E/ouaog: 	 D3, Sep, 2010 

~mt: 

Rathaus, Johannes-Rau-Platz 1. 
42269 Wuppertal 

Es informiert Sie Frau Günther 

Telefon (0202) 563 - 4298 
Fax (0202) 563 - 8493 
E-Mail barbara.guen1her@slad\.wuppertal.de 
Zimmer A-220 
Sprechzeiten Mo - Do 09 .00 - 15.00 Uhr, 
(noth V~'e,nbol'\JnQl Fr 09.00 - 12.30 Uhr 
Zeichen 101.13 
Datum 01.09 .2010 

Bebauungsplan Nr. 96 "Schasiepen" 

• 	 Benachrichtigung von der Auslegung und Beteiligung gern. § 3 (2), § 4 (2) BauGB 

Abstimmung mit den Nachbargemeinden gern. § 2 (2) BauGB 

Beteiligung der Naturschutzverbände 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Belange der Stadt Wuppertal werden durch den oben angesprochenen Bebauungsplan der 
Stadt Heian nicht berührt. 

Mit freundlichen Grüßen 
i.A. 

• Cfoi0­
Günther 

O'\NachbargemeondenIHaanIBPlan ,19 doe 



DAS TOR ZUM NEANDERTAL ~erl<rCl1h 
Stadt Erkrath • Postfach 1154 • 40671 Erkrath 

Stadt Haan 
Der Bürgermeister 
Kaiserstraße 85 
42781 Haan 

Ihr Zeichen 

• 

IEingang 2 i., '-.~ -' "'~'J jt """" .... :, L...; , 

. '-"r" 
'-­

------~j 

Ihre Nachricht vom 
05.08.2010 

DER BÜRGERMEISTER === 

Planungsamt 61 
Schimmelbuschstra ße 11-13 
Auskunft erteilt 
Zimmer 
Telefon 
Telefax 
Email 

Mein Zeichen 
61/Be 

Beck 
305 
0211-2407-6108 
0211-2407-6010 
carola beck@erkrath.de 

Datum 
15.09.2010 

/' 

(LI , 
Bebauungsplanverlahren Nr. 96 "Am Schasiepen" der Stadt Haan 
Beteiligungsverfahren gern. § 4 (2) BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

von Seiten der Stadt Erkrath werden keine Bedenken und Anregungen zum o.a . 
Bebau u ngspla nverfa h ren vorgebracht . 

• 
In Vertretung 

Schmidt 

Beigeordneter 

www.erkralh.de S-Bahn -Haltspunkt Hochdahl SUlIolinlon 

Bankv e rbl odun(lsn: S S, S 11 OS,7d1 

KrelsspC3rkasse Dusseidorl (BL Z 30 I 502 00) Klo 0003400025 
RalHelserlD;an k E,kr.a1h (BLl3706952 1) KlO 60000 10 19 
OeutsoH:I Bank DOsseidorf (B LZ 300700 10\ K'o 8272320 
Poslglroamt Koln (BLZ 370 100 SO) KlO 2 11 80-502 
Commerzbank E:r x. l;3th (ßLZ 3(040000) K,o 811 d 100OO 

mailto:beck@erkrath.de


ISTADt · 
fing.. 

HÄ·;~' N 

I 7. Sep. LUra 	
Rheinbahn 

Telefon 02 11.582 -01 Rhembahn AG 
~ax 021 1 582-1966 Hauptverwaltlillg 

Hansaalle l? 1 
rheinbahn@rhei nbahn.dE? D· 40549 DÜSS E' ldori 
wwvv.rhelnbahn.d;:> 

Postfa< 10 4263 
D-40033 Dusseldort 

Stadt Haan 
Postfach 16 65 Ansprechpal1J1er Herr Geiling 

Abteilung T 10242760 Haan 
Zimmer 172 
Telefon 02 11 582-1023 
Fax 02 I I 582-1047 
E-Mail 

Ihr Zeichen Unser Zeichen Ihre Nachricht vom Datum 

61-80 T 1022 Knrrh 06 .08.2010 14.09.2010 

• Vorstand:
Bebauungsplan Dlrk Biesenba<h 

Nr. 96 - Schasiepen -	 Sprecher des Vorstandes 

Peler Ackermann 
Vorstand 
Pe rsonal und Be rie b 

Sehr geehrte Damen und Herren, 	 Vors itzender 
des Aufs·lchtsrates 
Ra tsherr 

zu der o .g. Planung bestehen unsererseits weiterhin keine Anregungen. 
An dreas Hartnlgk 

Wir verweisen auf unser Schreiben vom 11 .11 .2009, welches weiterhin Gültigkeit 	 Amtsgerich t Düsseldorf 
HRB 562besitzt. 
Us t -Id .-Nr 
DE 119270557 

Mit freundlichen Grüßen 
Ste lernummer 
103f5705/0897 

WestLB AG Dü sseldor f 
BLZ 30050000 
Konto 1 576 5 11 
sie WELADEDDXXX}, A. 7l{G~ 1[" IBAN 
OE22300500000001 576511 

Christoph Lademann 
Stadtsparkasse Düsseldorf 
BLZ 30050 11 0 
Konl0 100 127 06 
sie DUS$DEDDXXX 
IBAN 
DE67 3005 01 100010 0127 06 

M r BII' I nd Bdlll\ 
7111 H,1uptven.,'h,ltlJf1S1 

U-Bahn 
® Rheinbahnhaus 
U74 U76 un 
® Belsen plal7 
U70 U75 

Bus 
® Belsenplatz 
828 833 834 83 5 

• 
ahn AG 

836 862 

http:nbahn.dE


\E:DOCST.t\OT HAAN 

Eing.: 17. Sep. 2010 Leitungsausku nft 
F remdpla n u ngsbearbeitu ng 

Amt: 
Telefon 0201/3659 - 0 
Telefax 0201/3659 - 160 

PLEdoc GmbH • Postfach 120255. 45312 Essen 
E-Mail fremd pla nung@pledoc,de 

Stadtverwaltung Haan 
Planungsamt zuständig Olaf Peters 
Alleestraße 8 Durchwahl 0201 3659239 
42781 Haan 

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom an unser Zeichen Datum 

Herr Uwe Bolz 25.08.2010 PLEdoc GmbH PB_235695 16.09.2010 

Bebauungsplan Nr. 96 "Am Schasiepen" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Rahmen unserer Prüfung haben wir festgestellt, dass die oben genannten Maßnahmen die Versorgungsein­
richtungen der nachstehend aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber nicht berühren. 

- Open Grid Europe GmbH, Essen (ehemals E.ON Gastransport GmbH) 

- E.ON Ruhrgas AG, Essen 

- Femgas Nordbayern GmbH (FGN), Nürnberg 

- GasLiNE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher 

Gasversorgungsunternehmen mbH & Co, KG, Straelen 


- Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft GmbH (MEGAL), Essen 

- Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Haan 

- Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), Haan 

- Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 


Diese Auskunft bezieht sich nur auf die Versorgungseinrichtungen der zuvor aufgelisteten Versorgungsunter­
nehmen. Auskünfte zu Anlagen sonstiger Netzbetreiber (z. B. auch weiterer E.ON-Gesellschaften) sind bei den 
jeweiligen Versorgungsunternehmen bzw. Konzerngesellschaften oder Regionalcentern gesondert einzuholen. 

Sollte der Geltungsbereich bzw. das Projekt erweitert oder verlagert werden oder der Arbeitsraum die dargestell­
ten Projektgrenzen wesentlich überschreiten, so bitten wir um unverzügliche Benachrichtigung. 

Mit freundlichen Grüßen 

PLEdoc GmbH 

ße- 6. 

Bernd SChembergl Olaf Peters 

Geschaftstuhrenn Anne·Kalhrin WIrl2 
ll,.-'1ttl ll tCli f lacnPLEdoc GesellsChaft tür DDkumentationsefstellung und -pnege rnbH • Schnlenngshof 10-14. 45329 Essen 
OIN EN ISO 901J1 

Telefon' 0201/3659·0 • Telefax 02011 3B 5g·163. E-Mail In!o@pledoc de • Internel ''''''-'W,pledoc de Z:ctll fi i;It!11I1,1nlnV:r 
S.?-v.J)l ;' U !:"~I\mlsgerichl Essen HandelsfejJlster B 9864 • USI-ldNr OE 170738401 DVGW 

.'). , Y"
Deutsche Bank AG Hannover IBLZ 250 700 70) Konlo-N I 56 109 200 

I 





DAS HANi)WERK 

. 2010 

,,(DIE WIRTSCHAFTS MACHT. VON NEBENAN. 

H ndwerkskammer Düsseldorf 

i ~~.~t~:__________--~ 

Av . ( 

Stadt Haan 

Wi rtschaftsförderu ng
Planungsamt 

Standortberatu ng
Kaiserstraße 85 

42781 Haan 
Unser Zeichen: He-hei 
Ansprechpartner: Herr Hermann 
Durchwahl: 0211/8795-322 
Telefax: 0211/8795-344 
e-mail : herma nn@hwk-duesseldorf.de 
Zimmer: 223 

• 
Datum: 28. September 2010 

Bebauungsplan Nr. 96 "Schasiepen" 

hier: unsere Stellungnahme zur Trägerbeteiligung und zur Offenlage 

Ihr Zeichen: 61-Bo 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

zum Entwurf der o.g . Bauleitplanung bestätigen wir Ihnen noch einmal, dass wir zu den 
vorgesehenen Festsetzungen keine Anregungen vortragen. Wir gehen weiterhin davon aus, 
dass die Planung in enger Abstimmung mit dem betroffenen Unternehmen erfolgt ist. 

Mit freundlichen Grüßen 

HANDWE~KSKAMMER OÜSSELDORF 


• i)
He r'm an n 

Georg-Schulhoff-Platz 1 Telefon 0211 8795-0 Volksbank Dusseldorf Neuss eG Postbank Ko ln 
40221 Dusseldorf Telefax 0211 8795-110 BlZ 30160213/ Konto 20000 1 176 BLZ 37010050/ Konto 6118 -500 
Postfach 102755 hllp·//www.hwk ­ BIC GENODEDlDNE BIC PBNKDEFF 
400 18 Dusseldorf duesseldorl.de IBAN DE02 3016 0213 02000011 76 IBAN DE48 3701 00500006 1185 00 

mailto:nn@hwk-duesseldorf.de


Neuapostolische Kirche 


Neuap05101lsche Kirche Nordmein-Westta len 

Stadt Haan 
Postfach 1665 
42760 Haan 

• 

Kulinc/JsI[ 1 44141 Dollmund 

EIngang: 

Amt: 

Nord rhei n-Westfalen 


Ihr Zeichen 
Ihre Nachricht vom 

Name 
Funktion/Abteilung 

Telefon 
Mobil 
Fax 
E-Mail 

Datum: 

BEBAUUNGSPLAN NR. 96, "SCHASIEPEN" 


Sehr geehrter Herr Bolz, 


zu o.g. Angelegenheit haben wir keine Anmerkungen oder Bedenken. 


Freundliche Grüße 


• 


61-Bo/ 
06082010 

Michael Thews 
Liegenschaften/Personal! 
Service 
+49 (0)231 57700-20 
+49 (0~160 6737183 
+49 (0)231 57700-28 
M. Thews@nak-nlW.de 

16. September 2010 

Neuapostolische Kirche Michael Thews. liegenschaften /Personal!Service, E-Mail M. Thews@nak-nrw.oe 
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